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Die Anfechtung nach dem neugefassten Anfechtungsgesetz
und ihre Bedeutung für die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers (II)

N o v e m b e r  2 0 0 1  ·  1 1 6 .  J A H R G A N G  ·  N R .  11/2001

30) Vgl. Huber a. a. O., § 3 AnfG Rdn. 62.
31) Vgl. Huber a. a. O., § 4 AnfG Rdn. 16 m. w. N.

(Fortsetzung von DGVZ 10/2001, Seite 148)

Zu den nahe stehenden Personen einer juristischen Person
oder einer Personengesellschaft als Schuldner gehören (§ 138
Abs. 2 Nr. 1 und 2 InsO):

– die Mitglieder des Vertretungsorgans oder Aufsichts-
organs des Schuldners, also etwa Geschäftsführer einer
GmbH, Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglieder einer AG,

– persönlich haftende Gesellschafter des Schuldners, also
etwa Komplementäre einer Kommanditgesellschaft,

– wesentlich, d. h. zu mehr als einem Viertel, am Gesell-
schaftskapital beteiligte Personen und

– Personen (oder Gesellschaften), die auf Grund einer damit
vergleichbaren gesellschaftsrechtlichen oder dienstver-
traglichen Verbindung zu der Gesellschaft die Möglichkeit
haben, sich über deren wirtschaftliche Verhältnisse zu un-
terrichten; gemeint sind damit beispielsweise Prokuristen,
nicht aber die Hausbank oder Großlieferanten.

Gemäß § 138 Abs. 2 Nr. 3 InsO sind nahe stehende Perso-
nen zudem alle natürlichen Personen, die ihrerseits zu einer
dem Schuldner gesellschaftsrechtlich nahe stehenden Person
i. S. von § 138 Abs. 1 InsO persönlich nahe stehen. Die Ehe-
frau oder der Sohn eines GmbH-Geschäftsführers stehen somit
auch der GmbH persönlich nahe und werden von den Nachtei-
len getroffen, die das Gesetz für Geschäfte von Schuldnern mit
nahestehenden Personen bestimmt.

Der anfechtende Gläubiger hat die Beweislast in Bezug auf
die Stellung des Anfechtungsgegners als nahe stehende Per-
son, die Entgeltlichkeit des Rechtsgeschäfts, den Zeitpunkt

des Vertragsabschlusses und die objektive unmittelbare Gläu-
bigerbenachteiligung.

Der Benachteiligungsvorsatz des Schuldners und die dies-
bezügliche Kenntnis des Geschäftspartners werden gesetzlich
vermutet; die Beweislast für das Gegenteil trifft daher inso-
weit den Anfechtungsgegner.

Die Beweislast wird nicht nur für die Kenntnis von dem
Benachteiligungsvorsatz des Schuldners, sondern auch für den
Zeitpunkt umgekehrt, in dem der Vertrag abgeschlossen wor-
den ist; dadurch soll der Gefahr betrügerischer Rückdatierun-
gen begegnet werden30).

Entgeltliche Veräußerungen an nahe stehende Personen
muss der Schuldner im Falle der Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung im Vermögensverzeichnis angeben (§ 807
Abs. 2 Nr. 1 ZPO).

2. Unentgeltliche Leistung

Der Begriff der unentgeltlichen Leistung gem. § 4 AnfG
ist weiter als derjenige der Schenkung nach § 516 BGB und
umfasst alle Fälle, in denen ein Vermögenswert des Verfü-
genden zugunsten einer anderen Person aufgegeben wird, oh-
ne dass dem Leistenden ein entsprechender Gegenwert zu-
fließen soll31).

Von Michael App, Strasbourg
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32) So Hess/Weis a. a. O., S. 91 m. w. N.
33) BGH, ZIP 1999 S. 628.
34) So Hess/Weis a. a. O., S. 92 m. w. N.
35) Vgl. Dauernheim a. a. O., § 134 InsO Rdn. 76.
36) Vgl. Hess/Weis a. a. O., S. 93.
37) So Huber a. a. O., § 4 AnfG Rdn. 18.
38) BGH, ZIP 1993 S. 1173.
39) BGH, NJW 1992 S. 2421; Häsemeyer, ZIP 1994 S. 420.

40) Vgl. Kreft im Heidelberger Kommentar zur Insolvenzordnung,
§ 134 InsO Rdn. 17.

41) Dauernheim a. a. O., § 134 InsO Rdn. 17; a. A. Huber a. a. O.,
§ 3 AnfG Rdn. 8.

42) So Hess/Weis a. a. O., S. 98.
43) Huber a. a. O., § 4 AnfG Rdn. 13.

Unter den Begriff der Leistungen fallen u. a. auch Prozess-
handlungen und schuldrechtliche Rechtsgeschäfte, wie z. B.
die Abgabe eines Schenkungsversprechens32).

Keine Leistung i. S. von § 4 AnfG liegt vor, wenn sich ein
Gläubiger zur Durchsetzung eines Schenkungsversprechens
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen bedient; es kommt aller-
dings bei Vorliegen der Voraussetzungen dieser Vorschrift
eine Anfechtung nach § 3 AnfG in Betracht.

Eine unentgeltliche Leistung kann auch im Verzicht auf die
Geltendmachung einer Forderung oder in der Zuwendung an
einen Dritten liegen, der den ihm überlassenen Vermögens-
wert in bestimmter Weise verwenden soll, ferner in der Erfül-
lung oder Übernahme einer fremden Schuld ohne eigene Ver-
pflichtung und – wirtschaftlich realisierbare – Gegenleistung.
Eine unentgeltliche Verfügung liegt auch in der schenkungs-
halber erfolgten Freistellung einer mithaftenden Person von
der Ausgleichspflicht im Innenverhältnis im Verhältnis zu
dem Dritten vor33).

Wenn Vermögensgegenstände unter Wert veräußert wer-
den, fällt das Geschäft unter § 4 AnfG, wenn sein Hauptzweck
die – teilweise – unentgeltliche Zuwendung war; ist das – ge-
mischte – Rechtsgeschäft hinsichtlich seines Leistungsgegen-
standes aber teilbar, ist es u. U. in einen entgeltlichen und ei-
nen unentgeltlichen Teil zu zerlegen34).

In Notverkäufen liegt regelmäßig keine unentgeltliche
Leistung35).

Unmaßgeblich sind subjektive Vorstellungen und Absich-
ten des Schuldners und des Anfechtungsgegners, auch soweit
sie erklärt worden sind, sondern die objektive Wertrelation
zwischen der Leistung des Schuldners und der Gegenleistung
des Empfängers. Erst wenn feststeht, dass, objektiv betrachtet,
der Schuldner überhaupt einen Gegenwert für seine Zuwen-
dung erhalten hat oder ihm eine werthaltige Gegenleistung
versprochen worden ist, besteht Anlass zu prüfen, ob die Be-
teiligten die erbrachte oder versprochene Gegenleistung als
Entgelt angesehen haben oder mit der Verfügung des Schuld-
ners Freigiebigkeit, wenn auch nur teilweise, bezweckt war,
oder, ob sie etwa irrtümlich vom Bestehen einer entgeltlich be-
gründeten Verbindlichkeit ausgingen36). Bei der Prüfung, ob
die Beteiligten eine Gegenleistung als Entgelt angesehen ha-
ben oder ob gleichwohl der Hauptzweck des Geschäftes die
Freigiebigkeit gewesen ist, muss berücksichtigt werden, dass
der anfechtungsrechtliche Begriff der unentgeltlichen Verfü-
gung zum Schutz der Gläubiger eine weitgehende Ausdeutung
verlangt und keine Einigung über die Unentgeltlichkeit
voraussetzt37). Einseitige Vorstellungen des Schuldners über
mögliche wirtschaftliche Vorteile, die nicht in rechtlicher Ab-
hängigkeit zu seiner Zuwendung stehen, können deren Ent-
geltlichkeit nicht begründen38).

Die Unentgeltlichkeit ist aber zu verneinen, wenn der Emp-
fänger für die Zuwendung des Schuldners mit dessen Einver-
ständnis eine ausgleichende Gegenleistung an einen Dritten
bewirkt39).

Gebräuchliche Gelegenheitsgeschenke sind nach § 4
Abs. 2 AnfG von der Anfechtbarkeit ausgenommen. Es muss

sich um unentgeltliche Zuwendungen handeln, die den wirt-
schaftlichen Verhältnissen des Zuwendenden sowie der Ver-
kehrssitte entsprechen und zu gewissen Anlässen wie Feierta-
gen oder Familienfesten oder zu wohltätigen bzw. gemein-
nützigen Zwecken getätigt werden40). Parteispenden fallen
nicht hierunter41). § 4 Abs. 2 AnfG beschränkt den Ausschluss
der Anfechtung ausdrücklich auf geringwertige Gelegenheits-
geschenke. Als geringwertig sind Geschenke bis zu einem Be-
trag von ca. 100 DM anzusehen42).

Anfechtbar sind alle innerhalb der letzten vier Jahre vor der
Geltendmachung der Anfechtung vorgenommenen unentgelt-
lichen Leistungen.

Rechtsgeschäfte gelten gem. § 8 Abs. 1 AnfG als in dem
Zeitpunkt vorgenommen, in denen ihre rechtlichen Wirkun-
gen eintreten.

Subjektive Anfechtungsvoraussetzungen stellt das Gesetz
im Falle unentgeltlicher Verfügungen nicht auf.

Der anfechtende Gläubiger hat lediglich darzulegen und
zu beweisen, dass die Zuwendung unentgeltlich erfolgte und
zu einer wenigstens mittelbaren Gläubigerbenachteiligung
führte.

Die Vornahme der unentgeltlichen Leistung innerhalb der
Anfechtungsfrist wird vermutet, um betrügerischen Rückda-
tierungen vorzubeugen43). Der Anfechtungsgegner muss also
beweisen, dass die Zuwendung früher als vier Jahre vor der ge-
richtlichen Geltendmachung der Anfechtung erfolgte.

Unentgeltliche Verfügungen, die sich nicht auf gebräuch-
liche Gelegenheitsgeschenke von geringem Wert richteten,
muss der Schuldner im Falle der Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung im Vermögensverzeichnis angeben (§ 807
Abs. 2 Nr. 2 ZPO).

3. Rückgewähr eines kapitalersetzenden Darlehens
oder Besicherung des Rückgewähranspruchs

a) Anfechtungstatbestände

Anfechtbar ist die Erfüllung der Forderung eines Gesell-
schafters auf Rückgewähr eines kapitalersetzenden Darlehens
im letzten Jahr vor der Anfechtung (§ 6 Nr. 2 AnfG). Die Ge-
währung einer Sicherheit für diese Forderung ist anfechtbar,
wenn sie in den letzten zehn Jahren vor der Anfechtung vorge-
nommen worden ist (§ 6 Nr. 1 AnfG).

b) Vorliegen eines kapitalersetzenden Darlehens

Ein eigenkapitalersetzendes Gesellschafterdarlehen liegt
vor, wenn die Gesellschafter einer GmbH oder einer GmbH &
Co. KG als ordentliche Kaufleute im Zeitpunkt der Darlehens-
gewährung anstelle des Darlehens Eigenkapital zugeführt hät-
ten (§ 32a Abs. 1 GmbHG).

Nicht jedes Gesellschafterdarlehen wird darum als Eigen-
kapitalersatz behandelt; dies ist lediglich dann der Fall, wenn
die zur Verfügung gestellten Mittel zwar nach der Art der Zu-
führung Kreditcharakter haben, sachlich jedoch eine Eigenka-
pitalzuführung darstellen, da sie der Behebung der Kreditun-
würdigkeit und der Vermeidung der Überschuldung dienen.
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44) Hess/Weis a. a. O., S. 111 m. w. N.
45) BGH, NJW 1998 S. 1143; Huber a. a. O., § 6 AnfG Rdn. 6.
46) Hess/Weis a. a. O., S. 111 m. w. N.
47) Baumbach/Hueck, Kommentar zum GmbH-Gesetz, 16. Aufl.,

§ 32a GmbHG Rdn. 29.
48) So Dauernheim a. a. O., § 135 InsO Rdn. 36 m. w. N.
49) Nach Hess/Weis a. a. O., S. 112; ähnlich Dauernheim a. a. O.,

§ 135 InsO Rdn. 42 ff.

Sanierungskredite sind daher in jedem Fall eigenkapital-
ersetzend44).

Die Qualifizierung eines Darlehens als eigenkapitalerset-
zend erfolgt daher anhand der Kreditwürdigkeit der Gesell-
schaft. Entscheidend ist darauf abzustellen, ob die Gesellschaft
den zur Fortführung erforderlichen Kapitalbedarf auch von
dritter Seite zu marktüblichen Bedingungen erhalten hätte45).

Eindeutig ist der eigenkapitalersetzende Charakter eines
Darlehens im Stadium der Überschuldung, also wenn die
Gesellschaft insolvenzreif ist, und im Fall der drohenden
Insolvenz.

Im Falle der bloßen Unterbilanz kann die Kreditfähigkeit
noch gegeben sein, so dass es vom Einzelfall abhängt, ob der
eigenkapitalersetzende Charakter eines Darlehens gegeben ist.
Insoweit ist darauf abzustellen, ob das Eigenkapital ausreicht,
um den nach Inhalt und Umfang des tatsächlichen oder ange-
strebten Geschäftsbetriebs bestehenden, nicht durch Kredite
Dritter zu deckenden Finanzbedarf zu befriedigen46).

Lag zum Zeitpunkt der Darlehenszuführung Zahlungsun-
fähigkeit der Gesellschaft vor, ist regelmäßig davon auszuge-
hen, dass die Gewährung eines Darlehens an Stelle der an sich
notwendigen Eigenkapitalzuführung erfolgte47).

Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn die Gesellschaft mit
großer Wahrscheinlichkeit dauerhaft nicht mehr in der Lage
ist, wegen Mangels an Zahlungsmitteln ihre fälligen Geld-
schulden zu begleichen. Die Zahlungsunfähigkeit wird festge-
stellt auf Grund einer Liquiditätsrechnung. Bei der Liquidi-
tätsrechnung sind die fälligen Verbindlichkeiten den zur
Verfügung stehenden liquiden bzw. liquidierbaren Mitteln ge-
genüberzustellen. Bei dieser Gegenüberstellung dürfen bei
den Verbindlichkeiten jedoch nur solche Forderungen berück-
sichtigt werden, die rechtlich durchsetzbar sind. Insofern sind
bei der Feststellung der Zahlungsunfähigkeit nur solche Ver-
bindlichkeiten zu passivieren, die im Fall der Insolvenz als
Masse- oder als Insolvenzforderung bedient werden müssen.

Ein allein zur Überwindung eines kurzfristigen und vorü-
bergehenden Finanzbedarfs gegebenes Darlehen, ohne dass
sonstige Umstände eine Kreditunwürdigkeit der Gesellschaft
begründen, ist jedoch nicht betroffen. Denn die Überbrückung
eines Finanzierungsengpasses verlangt nach kaufmännischen
Grundsätzen noch nicht die Schaffung zusätzlichen Eigen-
kapitals, so dass auch ein Darlehen kein notwendiges Eigen-
kapital substituieren würde48).

Indizien, die für ein eigenkapitalersetzendes Darlehen
sprechen, sind49)

a) anfängliche unzureichende Eigenkapitalausstattung im Verhältnis
zur bezweckten Unternehmensbetätigung, insbesondere Missver-
hältnis zwischen Stammkapital und Darlehensumfang;

b) gesellschaftsvertragliche Verpflichtungen zur Zuführung von Dar-
lehensmitteln oder stillen Einlagen neben der Stammeinlage;

c) langfristiger Finanzbedarf für Investitionszwecke oder für eine
Ausweitung der Geschäftstätigkeit, insbesondere auch die Gewäh-
rung sog. Finanzplankredite;

d) Längerfristigkeit des Darlehens;

e) fehlende oder unzureichende Absicherung eines Darlehens, zumal
wenn der Darlehensgeber gleichzeitig in die Gesellschaft eintritt;

f) fehlende oder geringe Verzinsung für das Gesellschafterdarlehen
oder Tilgungsforderungen;

g) hohe, über dem Üblichen liegende Verzinsung für ein Darlehen
von dritter Seite;

h) Verzicht auf die Kündigung des Darlehens, wenn der Darlehens-
nehmer kreditunwürdig wird;

i) Vereinbarungen zwischen Gesellschafter und Gesellschaft, dass
das Darlehen in der Krise nicht zurückgeführt werden muss;

j) Erklärung eines freiwilligen Rangrücktritts.

Indizien, die gegen ein eigenkapitalersetzendes Darlehen
sprechen, sind
a) Beteiligung des Gesellschafters an einem Konsortialdarlehen von

außenstehenden Kreditgebern, ebenso Beteiligung Dritter an ei-
nem Sanierungsdarlehen;

b) kurze Laufzeit des Darlehens, da dieses dann u. U. nur Überbrü-
ckungsfunktion für einen vorübergehenden Geldbedarf hat;

c) vollwertige Besicherung durch die Gesellschaft;

d) Eintritt eines Gesellschafters in ein Kreditangebot eines Dritten;

e) nachfolgende Aufnahme von Drittdarlehen durch die GmbH;

f) die Zulassung von Verfügungen zu Lasten debitorischer Konten
durch die Banken.

Erwirbt allerdings ein Darlehensgeber in der Krise der Ge-
sellschaft Geschäftsanteile zum Zwecke der Überwindung der
Krise, führt dies für seine bestehenden oder neu gewährten
Kredite nicht zur Anwendung der Regeln über den Eigenkapi-
talersatz (§ 32a Abs. 3 GmbHG).

Dieses Sanierungsprivileg greift nur bei einem Beteili-
gungserwerb in der Krise der Gesellschaft. Zu einem späteren
Zeitpunkt – insbesondere wenn nach erfolgreicher Sanierung
im weiteren Verlauf erneut eine Gesellschaftskrise eintritt –
gelten wieder die allgemeinen Regeln der Eigenkapitalersatz-
haftung. Stehengelassene Kredite werden in diesem Fall in
Eigenkapitalersatz umqualifiziert, ungeachtet ihrer früheren
Privilegierung als Sanierungskredite.

Die Regelung einer Sanierungsbeteiligung knüpft am Er-
werb von Geschäftsanteilen an. Erfasst werden sowohl die
Übernahme von Anteilen der Alteigentümer, als auch von neu-
en Anteilen aus einer Kapitalerhöhung.

Eine Beteiligungsobergrenze wird nicht geregelt, so dass
auch der vollständige Erwerb der Geschäftsanteile vom Sanie-
rungsprivileg erfasst wird.

Das Sanierungsprivileg will den Anteilserwerb zu Sanie-
rungszwecken in der Krise fördern. Adressat ist der Darle-
hensgeber, der in der Krise der Gesellschaft Geschäftsanteile
übernimmt.

Das neu geregelte Sanierungsprivileg ist kein ausdrückli-
ches Bankenprivileg. Es gilt für jeden Darlehensgeber der Ge-
sellschaft, Banken, Mitarbeiter, die öffentliche Hand, und
auch für professionelle Sanierer als Kreditgeber.

Die Regeln über den Eigenkapitalersatz gelten ferner nicht
für den nicht geschäftsführenden Gesellschafter, der mit 10 %
oder weniger am Stammkapital beteiligt ist (§ 32a Abs. 3
Satz 2 GmbHG).

Die Regelung eröffnet einen gewissen Anreiz zu Umge-
hungen, z. B. durch die Beteiligung von Familienangehörigen
mit „Zwerganteilen“ und die Finanzierung der Gesellschaft
mit Mitteln, die von dem privilegierten Gesellschafter stam-
men. Es ist Aufgabe der Rechtsprechung, derartigen Umge-
hungen Einhalt zu gebieten.
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50) So Huber a. a. O., § 6 AnfG Rdn. 17.
51) BGH, NJW 1996 S. 270.
52) BGH, NJW 1997 S. 3171. 53) So Huber, ZIP 1998 S. 900.

Die rechtliche Eigenschaft eines Darlehens als kapitalerset-
zendes Gesellschafterdarlehen hat zur Folge, dass die Gesell-
schaft das Darlehen so lange nicht zurückzahlen darf, bis sich
ihre wirtschaftliche Lage so entwickelt hat, dass sie wieder mit
ihrem satzungsmäßigen Stammkapital auskommen kann.

c) Anfechtbare Rechtshandlungen

Nach § 6 Nr. 2 AnfG sind Rechtshandlungen anfechtbar,
die für die Forderung eines Gesellschafters auf Rückgewähr
eines solchen kapitalersetzenden Darlehens innerhalb der An-
fechtungsfrist eine Befriedigung gewährt haben. Unter diesen
Begriff fällt nicht nur die aus Gesellschaftsmitteln geleistete
Rückzahlung der Darlehensverbindlichkeit, sondern auch je-
des Erfüllungssurrogat insbesondere durch Aufrechnung oder
Verrechnung. Anfechtbar ist auch die Befriedigung, die sich
der Gesellschafter durch Zwangsvollstreckung verschafft hat
(§ 10 AnfG).

Nach § 6 Nr. 1 AnfG sind Rechtshandlungen anfechtbar,
die für die genannte Forderung eines Gesellschafters auf
Rückgewähr eines kapitalersetzenden Darlehens innerhalb der
Anfechtungsfrist eine Sicherung gewährt haben. Unter diesen
Begriff fällt jede aus Gesellschaftsmitteln für die Darlehens-
schuld gewährte Sicherheit, insbesondere durch Bestellung
von Grundpfandrechten, Sicherungsübereignung oder Siche-
rungsabtretung. Anfechtbar ist auch die Sicherung, die sich
der Gesellschafter durch Zwangsvollstreckung verschafft hat
(§ 10 AnfG).

Eine Sicherung ist anfechtbar, wenn sie in den letzten 10
Jahren vor der Geltendmachung der Anfechtung vorgenom-
men wurde.

Eine Befriedigung ist anfechtbar, wenn sie im letzten Jahr
vor der Geltendmachung der Anfechtung vorgenommen wur-
de. Die Frist gilt auch für die Befriedigung durch Sicherheiten-
verwertung; hat also der Gesellschafter die für den Anspruch
auf Darlehensrückzahlung bestellte Sicherheit verwertet, so
kommt eine Anfechtung nicht mehr in Betracht, wenn die Si-
cherheitenverwertung außerhalb der Jahresfrist abgeschlossen
worden ist50).

Die Beweislast trifft den anfechtenden Gläubiger, der sei-
ner Darlegungspflicht aber schon genügt, wenn er schwerwie-
gende Indizien für die Kreditunwürdigkeit vorträgt, etwa den
Verlust von mehr als der Hälfte des Stammkapitals oder die
Unfähigkeit, Löhne und Sozialabgaben zu begleichen51). Die
Kreditunwürdigkeit kann nicht mit der pauschalen Erwägung
verneint werden, es sei nicht auszuschließen, dass die Gesell-
schaft noch Vermögensgegenstände oder stille Reserven ge-
habt habe, die den Gläubigern als ausreichende Sicherheit zur
Verfügung hätten gestellt werden können; in einem solchen
Fall hat der anfechtende Gläubiger den von ihm zu erbringen-
den Negativbeweis nur zu führen, wenn der Gesellschafter
(Anfechtungsgegner) hierzu konkrete Tatsachen vorträgt52).

V. Anfechtungsfristen

Die Anfechtungsfrist beträgt

– zehn Jahre bei der vorsätzlichen Gläubigerbenachteili-
gung,

– zwei Jahre bei der erleichterten Anfechtung von Rechts-
handlungen zu Gunsten nahestehender Personen,

– vier Jahre bei der unentgeltlichen Leistung,

– zehn Jahre bei der Sicherung eines kapitalersetzenden Dar-
lehens,

– ein Jahr bei der Tilgung eines kapitalersetzenden Darle-
hens.

Es handelt sich um materiellrechtliche Ausschlussfristen,
mit deren Ablauf der Anfechtungsanspruch erlischt; das ist
von Amts wegen – nicht etwa nur auf Einrede – zu beachten.
Die Rechtslage unterscheidet sich insoweit grundlegend von
der bei der Insolvenzanfechtung; denn dort wurde die Anfech-
tungsfrist von einer Ausschluss- (§ 41 KO, § 10 Abs. 2 GesO)
in eine Verjährungsfrist umgestaltet (§ 146 InsO), auf deren
Vollendung sich der Anfechtungsgegner folglich berufen
muss (§ 222 Abs. 1 BGB).

Nach § 7 Abs. 1 AnfG ist vom Zeitpunkt der gerichtlichen
Geltendmachung zurückzurechnen; die angefochtene Rechts-
handlung muss dann innerhalb der jeweils maßgeblichen An-
fechtungsfrist liegen; anderenfalls ist das Anfechtungsbegeh-
ren schon deshalb als unbegründet zurückzuweisen. Die
Berechnung erfolgt nach §§ 187, 188, 193 BGB; eine Hem-
mung des Fristlaufes entsprechend § 203 Abs. 2, §§ 206, 207
BGB kommt künftig nicht mehr in Betracht, weil eine Vor-
schrift wie § 12 Abs. 1 Satz 2 AnfG a. F. fehlt. Der Tag der ge-
richtlichen Geltendmachung – z. B. derjenige der Klageeinrei-
chung, falls die Zustellung „demnächst“ im Sinne des § 270
Abs. 3 ZPO erfolgt – zählt folglich nicht mit (§ 187 Abs. 1
BGB). Die Frist reicht also zurück auf den Beginn des Tages
im selben Monat des Vorjahres, der durch seine Zahl dem Tag
der Geltendmachung der Anfechtung entspricht (§ 188 Abs. 2
Alt. 1 BGB). Wird also beispielsweise in der am 18. März
1999 erhobenen (und sodann gem. § 270 Abs. 3 ZPO zuge-
stellten) Anfechtungsklage ein entgeltlicher Vertrag des
Schuldners mit seinem Ehegatten angefochten, so muss dieses
Rechtsgeschäft am 18. März 1997 oder später abgeschlossen
worden sein (§ 3 Abs. 2 AnfG). Da die angefochtene Rechts-
handlung aber vor dem 1. Januar 1999 liegt und der Anfech-
tungszeitraum des § 3 Abs. 1 Nr. 2 AnfG nur ein Jahr zurück-
reicht, kommt es wegen § 20 Abs. 1 AnfG auf diese Frist an;
anfechtbar ist folglich nur ein am 18. März 1998 oder später
zustande gekommener Vertrag53).

Hat der Gläubiger noch keinen vollstreckbaren Schuldtitel
oder ist seine Forderung noch nicht fällig, so kann er dem An-
fechtungsgegner die Absicht der Anfechtung schriftlich mit-
teilen. Diese Anfechtungsankündigung wahrt die Anfech-
tungsfrist unter der Voraussetzung, dass die eigentliche
Gläubigeranfechtung innerhalb von zwei Jahren danach durch
Klage geltend gemacht wird (§ 7 Abs. 2 AnfG).

VI. Inhalt des Anfechtungsanspruchs

Zum Anfechtungsanspruch, der auch für die Formulierung
des Klageantrags (§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO) maßgeblich ist,
bestimmt § 11 Abs. 1 Satz 1 AnfG, dass dem Gläubiger „zur
Verfügung gestellt“ werden muss, was durch die anfechtbare
Rechtshandlung aus dem Vermögen des Schuldners veräußert,
weggegeben oder aufgegeben wurde, soweit es zu dessen Be-
friedigung erforderlich ist.

Primär geht der Anspruch auf Wiederherstellung der
Zugriffslage durch Duldung der Zwangsvollstreckung in den
anfechtbar weggegebenen Gegenstand, etwa auf Duldung der
Zwangsvollstreckung in die anfechtbar übereignete Sache.
Scheidet das aus, z. B. weil der Gegenstand untergegangen ist,
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54) Sog. Sekundäranspruch (vgl. dazu Hess/Weis a. a. O., S. 253).
55) Vgl. Hess/Weis a. a. O., S. 263.

56) BGH, WM 1978 S. 988.
57) RGZ 24 S. 144.
58) Vgl. Huber a. a. O., § 1 AnfG Rdn. 55.

schuldet der Anfechtungsgegner Wertersatz54). § 11 Abs. 1
Satz 2 AnfG stellt den Anfechtungsgegner für den Fall der Un-
möglichkeit der Wiederherstellung der Zugriffslage oder einer
Verschlechterung des anfechtbar erworbenen Gegenstandes
haftungsrechtlich nicht schlechter, aber auch nicht besser als
einen bösgläubigen Bereicherungsschuldner und unrechtmä-
ßigen Besitzer.

Der Anfechtungsgegner kann eine Gegenleistung, die er für
den angefochtenen Erwerb erbracht hat, nur vom Schuldner zu-
rückverlangen (§ 12 AnfG). Ihm steht also gegen den Gläubi-
ger kein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht zu.

VII. Geltendmachung der Gläubigeranfechtung

Der Gläubiger kann den Duldungsanspruch des Anfech-
tungsgegners im Prozess einredeweise geltend machen, wenn
er selbst von diesem verklagt worden ist (§ 9 AnfG). Dies
kommt z. B. in Betracht, wenn der Gläubiger eine im Gewahr-
sam des Schuldners befindliche Sache gepfändet hat und so-
dann ein Sicherungseigentümer Drittwiderspruchsklage er-
hebt, der das Sicherungseigentum in anfechtbarer Weise
erworben hatte.

Ansonsten muss der Gläubiger die Anfechtung durch Kla-
ge beim Landgericht oder beim Amtsgericht – je nach
Streitwert55) – geltend machen (§ 13 AnfG).

VIII. Anfechtungsgegner

Der Anfechtungsanspruch richtet sich im Regelfall gegen
denjenigen, der durch die konkret anfechtbare Rechtshand-
lung unmittelbar etwas aus dem Vermögen des Schuldners

erlangt hat; gegen diesen ist somit die Klage zu richten und
erforderlichenfalls der Duldungsanspruch zu vollstrecken.

Neben dem unmittelbaren Empfänger gehören auch weite-
re Personen zu den Leistungsverpflichteten des Rückge-
währanspruchs. So richtet sich im Fall der mittelbaren Zuwen-
dung der Rückgewähranspruch gegen den mittelbaren
Empfänger56), nicht gegen die Mittelsperson. Letzterer gehört
nur dann zu dem Kreis der Leistungsverpflichteten, wenn auch
er einen Vorteil erlangt hat.

Liegt ein anfechtbares Rechtsgeschäft mit mehreren Perso-
nen vor, so folgt allein daraus i. d. R. nicht, dass sie als Ge-
samtschuldner auf Rückgewähr des anfechtbar Erlangten haf-
ten. Vielmehr ist auf das Verhältnis ihrer Beteiligung am
Anfechtungstatbestand abzustellen57).

Nur für den Fall, dass eine unteilbare Leistung zurückzuge-
währen ist, kommt eine Haftung der Beteiligten als Gesamt-
schuldner gem. § 431 BGB in Betracht. Das gleiche gilt, so-
fern die Erben des Empfängers Rückgewährschuldner sind.

IX. Eröffnung des Insolvenzverfahrens

Wird während des Anfechtungsprozesses über das Vermö-
gen des Schuldners das Insolvenzverfahren eröffnet, so wird
der Prozess unterbrochen und kann vom Insolvenzverwalter
aufgenommen werden (§ 17 Abs. 1 Satz 1 AnfG). Ist das In-
solvenzverfahren bereits eröffnet, so ist ausschließlich der In-
solvenzverwalter zur Anfechtung berechtigt; das Verfahren
richtet sich in diesem Fall jedoch nicht nach dem Anfech-
tungsgesetz, sondern nach §§ 129 ff. InsO58).

Zum Ansatz der Gebühr für die erfolglose Pfändung und von Wegegeld

Schriftwechsel des OGV Walter Bertsch, AG Heilbronn, mit der Finanz- und Justizverwaltung
des Landes Baden Württemberg

a) Schreiben des OGV Walter Bertsch vom 27. 7. 2001
an das Finanzministerium Baden-Württemberg:

Sehr geehrter Herr Minister Stratthaus,

wie aus der Presse zu entnehmen ist, will das Land
1,5 Milliarden DM einsparen. Als Bürger und Steuerzahler
kann ich dies nur begrüßen. Warum werden Möglichkeiten der
Ausgabeneinsparung und Möglichkeiten der Einnahmeerhö-
hung nicht genutzt? Als Beispiele möchte ich hier nur die Aus-
kunft aus der Schuldnerkartei bei den Amtsgerichten und die
Gebühreneinnahmen bei den Gerichtsvollziehern nennen.

Auskunft aus der Schuldnerkartei

Für die kostenlose Auskunft aus der Schuldnerkartei ent-
stehen allein beim Amtsgericht Heilbronn jährliche Kosten
für Personal und Porto in Höhe von ca. 100 000,– DM
(Personalkosten für eine Halbtagskraft ca. 50 000,– DM,
Portoauslagen für die Rücksendung der Anfragen ca.
50 000,– DM). Bezogen auf alle Amtsgerichte des Landes
Baden-Württemberg könnten Millionenbeträge eingespart
werden, wenn für die Auskunft eine Gebühr von 10,– DM
pro Anfrage erhoben würde. Mir ist sehr wohl bekannt,
dass dies an sich Sache des Bundes ist, aber irgendwann

Vorbemerkung der Schriftleitung:

Im Verlauf der Diskussion über die Frage, ob für die erfolglose Pfändung die Gebühr nach KV 205 oder nach KV 604 des neuen
GVKostG zu erheben ist, hat sich Obergerichtsvollzieher Walter Bertsch (AG Heilbronn) mit Schreiben vom 27. 7. 2001 an das
Finanzministerium des Landes Baden-Württemberg gewandt, hierauf vom Justizministerium Baden-Württemberg am 18. 9. 2001
Antwort erhalten und dazu mit Schreiben vom 21. 9. 2001 erneut Stellung genommen. Auf ausdrücklichen Wunsch des OGV Walter
Bertsch, dessen Anliegen viele Gerichtsvollzieher unterstützen, wird nachfolgend der genannte Schriftwechsel abgedruckt, wobei
darauf hingewiesen wird, dass die Ausführungen des OGV Walter Bertsch zur Auslegung des GVKostG nicht der Auffassung der
DGVZ-Schriftleitung entsprechen. Die von OGV Bertsch zitierten Entscheidungen sind in den DGVZ-Heften 9 und 10/2001 sowie
in dieser Ausgabe abgedruckt. Das Justizministerium des Landes Baden-Württemberg hat auf Anfrage dem Abdruck seines Schrei-
bens vom 18. 9. 2001 zugestimmt.
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muss jemand beginnen diesen Weg zu gehen, z. B. das
Land Baden-Württemberg über eine Bundesratinitiative.
Dieses Ansinnen ist m. E. auch mehr als berechtigt, wenn
zu beobachten ist, dass vor allem Inkassounternehmen, die
die von den Gerichten kostenlos erhaltenen Auskünfte an
ihr Klientel weiterverkaufen.

Gebühreneinnahmen durch die Gerichtsvollzieher

Zum 1. Mai 2001 trat das neue Gerichtsvollzieherkosten-
gesetz in Kraft. Ziel des Gesetzes war u. a. auch eine Erhö-
hung der Gebühreneinnahmen durch das Land (siehe bei-
liegende Bundesdrucksache 14/3432 vom 18. 5. 2000). Im
März 2001 und April 2001 wurden die Gerichtsvollzieher
durch die zuständigen Prüfungsbeamten über dieses neue
Gesetz und deren Handhabung unterrichtet. Bis zu diesem
Zeitpunkt war die einhellige Meinung der Prüfungsbeam-
ten, dass z. B. bei der erfolglos durchgeführten Pfändung
die Gebühr nach KV 205 GVKostG (39,12 DM) und nicht
die Gebühr nach KV 604 (24,45 DM für nicht erledigte
Amtshandlung) anzusetzen sei. Durch ein Schreiben vom
28. Mai 2001 teilt das Justizministerium mit, dass bei der
erfolglosen Vollstreckung nur die verringerte Gebühr nach
KV 604 anzusetzen sei. Durch diese Verfahrensweise ge-
hen dem Land jährlich mindestens 15 000 000,– DM an
Gebühreneinnahmen verloren. Trotz mehrerer zwischen-
zeitlich ergangener Gerichtsentscheidungen und der Tatsa-
che, dass es bislang keine einzige Gerichtsentscheidung
gibt, die die Auffassung des Justizministeriums vertritt, be-
harrt das Justizministerium auf seiner Auffassung vom
28. 5. 2001 und weist die Prüfungsbeamten des Landes an,
dementsprechend zu verfahren. Dadurch wird das Ziel des
Gesetzes (Erhöhung der Einnahmen für Länder) torpediert.

Entscheidungen, die die Auffassung des Justizministeri-
ums widerlegen:
– AG Witzenhausen vom 7. Juni 2001
– AG Gelnhausen vom 19. Juni 2001
– AG Strausberg vom 27. Juni 2001
– AG Rotenburg vom Juli 2001
– AG Riedlingen vom 2. Juli 2001
– Verfügung des Direktors des Amtsgerichts Riedlingen

vom 29. Juni 2001
– Besprechung des Prüfungsbeamten des OLG Bamberg

Bei der unbestrittenen Notwendigkeit zum Sparen sollten
m. E. alle Möglichkeiten genutzt werden, die Ausgaben zu
senken bzw. die Einnahmen zu erhöhen.

Abschließend möchte ich zur Klarstellung mitteilen, dass ich
diesen Brief nicht in meiner Eigenschaft als Gerichtsvollzieher,
sondern als Privatperson und Steuerzahler geschrieben habe.

Mit freundlichen Grüßen

Bertsch nachrichtlich an:
– an die Landtagsfraktion der CDU
– an die Landtagsfraktion der SPD
– an die Landtagsfraktion der FDP
– an die Landtagsfraktion Grünen

b) Antwortschreiben des Justizministeriums des Landes 
Baden-Württemberg vom 18. 9. 2001 – 5653/0152 –:

Sparpläne der Landesregierung

Ihr Schreiben vom 27. 7. 2001

Sehr geehrter Herr Bertsch,

das Finanzministerium Baden-Württemberg hat Ihr oben
genanntes Schreiben zuständigkeitshalber zur abschließenden
Weiterbehandlung an das Justizministerium abgegeben. Zu

den von Ihnen unterbreiteten Sparvorschlägen nehmen wir wie
folgt Stellung:

1. Gebühr für Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis

Das Justizministerium strebt seit Jahren eine Gebühr für
Einzelauskünfte aus dem Schuldnerverzeichnis an. Gerade
vor dem Hintergrund der Kosten für den laufenden Bezug
von Abdrucken aus dem Schuldnerverzeichnis sollten auch
Einzelauskunftsersuchen, die für die Justiz eine erhebliche
Belastung darstellen, mit Kosten belegt werden. Der Bun-
destag ist jedoch bisher unserem Anliegen nicht gefolgt.
Wir werden deshalb zunächst durch eine Länderumfrage
die Erfolgsaussichten für eine erneute Initiative abklären.

2. Gebühreneinnahmen der Gerichtsvollzieher

Ihre Auffassung zur gebührenrechtlichen Problematik der
fruchtlosen Pfändung und zur Erhebung von Wegegeld,
auch wenn keine Wegstrecken zurückzulegen sind, können
wir nicht teilen.

a) Fruchtlose Pfändung
Das neue Gerichtsvollzieherkostengesetz knüpft in den
Gebührentatbeständen regelmäßig an die Durchführung
einer Amtshandlung an, nicht an die Erledigung eines
Auftrags. KV-Nr. 205 sieht entsprechend für die Amts-
handlung der Pfändung eine Gebühr vor. In Fällen, in
denen der Gerichtsvollzieher eine Wohnung durch-
sucht, aber keine pfändbare Habe findet (Pfandabstand)
fällt deshalb nicht die Gebühr nach KV-Nr. 205
(DM 39,12) an. Vielmehr entsteht hier lediglich die
Gebühr nach KV-Nr. 604 (DM 24,45). Zwar ist die von
Ihnen zitierte Rechtsprechung in der Tat anderer Auf-
fassung. Diese Entscheidungen setzen sich jedoch nicht
mit der Kommentarliteratur auseinander, die, soweit sie
überhaupt schon zu dem neuen Gesetz vorliegt, anderer
Auffassung ist (Hartmann, Kostengesetze, 30. Auflage,
KV-Nr. 205 GVKostG, Rdnr. 15; Winterstein, Ge-
richtsvollzieherkostenrecht, 7. Erg.Lieferung 2001,
KV-Nr. 205 Anm. 1; ebenso Seip, DGVZ 2001, 17).

Die ermäßigte Gebühr nach KV-Nr. 604 ist nach der An-
merkung vor KV-Nr. 600 dann zu erheben, „wenn eine
Amtshandlung ... aus Rechtsgründen oder in Folge von
Umständen, die weder in der Person des Gerichtsvoll-
ziehers liegen, noch von seiner Entschließung abhängig
sind, nicht erledigt wird“. Entscheidend ist also die Fra-
ge, ob auch eine erfolglos versuchte Pfändung als
„Erledigung“ des Pfändungsauftrags anzusehen ist. Was
bei beweglichen körperlichen Sachen unter einer Pfän-
dung zu verstehen ist, definiert die Zivilprozessordnung
in § 808. Danach setzt die Pfändung voraus, dass der Ge-
richtsvollzieher die Sache in Besitz nimmt. Dies wieder-
um erfordert mindestens, dass ein Pfandsiegel ange-
bracht wird. Die ZPO versteht somit unter einer „Pfän-
dung“ die erfolgreiche Pfändung. Es spricht nichts da-
für, den Begriff „Pfändung“ in KV-Nr. 205 GVKostG
abweichend vom Sprachgebrauch der ZPO zu verste-
hen, zumal es sich beim Kostenrecht um bloßes Folge-
recht zum materiellen Recht handelt. Auch zum früheren
Gerichtsvollzieherkostenrecht bestand an dieser Termi-
nologie kein Zweifel. So findet sich z. B. in der Kom-
mentierung von Schröder-Kay, Das Kostenwesen der
Gerichtsvollzieher, 10. Auflage 1999 zum alten Recht in
§ 17 Rdnr. 55 der unmissverständliche Hinweis, dass in
Fällen, in denen pfändbare Gegenstände nicht vorgefun-
den werden, es sich um einen Pfändungsversuch han-
delt, also nicht um eine Pfändung. Das neue Kostenrecht
stellt in diesem Punkt entgegen Ihrer Auffassung, eben-
so wie bereits das frühere Recht, auf eine vollständig
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durchgeführte Amtshandlung ab. Auch die Gesetzes-
begründung stützt unsere Auffassung. Zu KV-Nr. 205
findet sich dort der Hinweis, dass die Regelung dem § 17
Abs. 1 des bisher geltenden GVKostG entspricht (BR-
Drucks. 755/99 S. 34). § 17 Abs. 1 betraf aber nur die
Fälle der erfolgreichen Pfändung. Auch nach altem
Recht war die Gebühr für den Pfändungsversuch redu-
ziert, nämlich auf die Hälfte der Gebühr für die erfolg-
reiche Pfändung (§ 17 Abs. 4 GVKostG-alt). Hätte der
Gesetzgeber die Gebühr für die erfolglose Pfändung ein-
heitlich bestimmen wollen, wäre der Hinweis auf § 17
Abs. 1 GVKostG-alt überflüssig gewesen.

b) Wegegeld ohne Weg

Zur Verwaltungsvereinfachung sieht der Auslagentat-
bestand KV-Nr. 711 – anders als KV-Nr. 712 – eine
Pauschale vor, die an die Stelle der sonst zu erheben-
den Reisekosten nach den beamtenrechtlichen Vor-
schriften tritt. Diese Pauschalierung ändert jedoch
nichts daran, dass Reisekosten nur dann angesetzt wer-
den können, wenn sie bei der Durchführung eines Auf-
trags auch tatsächlich entstanden sind. Wo gar keine
Auslagen entstanden sind, kann auch keine Auslagen-
erstattung verlangt werden. Dies ist ein allgemeiner
Grundsatz des Auslagenersatzrechts. So besteht etwa
hinsichtlich der Auslagenpauschale nach § 26 BRAGO
Einigkeit darüber, dass diese nur verlangt werden
kann, sofern überhaupt Telekommunikationsentgelte
angefallen sind (Riedel/Sussbauer, BRAGO, 8. Auflage
2000, § 26 Rdnr. 7 und z. B. auch § 28 BRAGO oder
§ 153 KostO). Auch die Formulierung des Gesetzes-
textes spricht durchaus für diese Interpretation. Wenn
dort formuliert ist, dass die Pauschale „an Stelle der
tatsächlichen Reisekosten zu erheben“ ist, so kann
man dies kaum anders interpretieren, als in dem Sinn,
dass eine Pauschale nur dann anfällt, wenn jedenfalls
Reisekosten entstanden sind. Auch die von Ihnen
zitierte Formulierung „zurückzulegende Wegstrecken“
spricht nicht dafür, dass die Pauschale auch in Fällen
der Büroerledigung anfällt. In solchen Fällen gibt es
zwar, wie zuzugeben ist, keinen „zurückgelegten
Weg“ des Gerichtsvollziehers, aber eben auch keinen
„zurückzulegenden“. Dieser Meinung schließt sich
auch das AG Aalen im Beschluss vom 17. Juli 2001
(3 M 586/01) an.

Wir halten die von Ihnen geschilderte Praxis – ungeach-
tet der sie stützenden vereinzelten Gerichtsentscheidun-
gen – für nicht vom neuen Gerichtsvollzieherkostenge-
setz gedeckt.

Mit freundlichen Grüßen

Ellenberger

c) Schreiben des OGV Walter Bertsch vom 21. 9. 2001 an das 
Justizministerium des Landes Baden-Württemberg:

Ihr Schreiben vom 18. 9. 2001
Aktenzeichen: 5653/0152

Sehr geehrter Herr Ellenberger,

zunächst besten Dank für Ihr Schreiben vom 18. 9. 2001.

Was mich jedoch verwundert hat ist, dass

– ausführlich zur Problematik des KV 711 eingegangen
wird und ich hierbei zitiert werde, obwohl ich mit kei-
nem einzigen Wort die Wegegeldpauschale in meinem
Schreiben vom 27. 7. 2001 angesprochen habe,

– ich keine Erklärung dazu erhielt, ob durch die Haltung
des Justizministeriums zu erwartenden Mindereinnah-
men überhaupt mit den Sparplänen der Landesregie-
rung in Einklang zu bringen sind.

Ihre Argumentation in Bezug auf die Auslegung der Nr.
KV 205 und Nr. KV 711 GVKostG, kann von hier aus nicht
nachvollzogen werden. Erlauben Sie mir daher hierzu kurz
Stellung zu nehmen.

KV 205

Zunächst ist es notwendig sich von der Systematik des GV-
KostG alt zu lösen. Während das alte GVKostG zwischen Er-
ledigung vor Ort und an Ort und Stelle (§§ 20 I und § 20 II
GVKostG alt) unterschied, spricht das neue GVKostG nur
noch von einer Amtshandlung. Eine Amtshandlung ist ein
hoheitlicher Akt. Die Amtshandlung beim Pfändungsauftrag
besteht in der Durchsuchung der Wohnung nach
Pfändungsstücken. Wäre die Durchsuchung der Wohnung
keine Amtshandlung – hoheitlicher Akt – dürfte der GV die
Wohnung der Schuldner überhaupt nicht durchsuchen.

Selbst der führende Kostenkommentar zum GVKostG
Schröder Kay schreibt zu § 17 IV GVKostG (alt). Die erfolg-
lose Pfändung ist eine Pfändungsamtshandlung mit negativem
Ergebnis. Die erfolglose Pfändung fällt damit unter KV 205.

Das Wort Pfändung im KV 205 bezeichnet nur die Auf-
tragsart und die hierfür erforderliche Amtshandlung nicht die
Erledigungsart. Bei der erfolglosen Pfändung wird der Auftrag
mit der Durchsuchung der Wohnung erledigt. Es handelt sich
daher nicht um eine unerledigte Amtshandlung.

Die bisher ergangenen gerichtlichen Entscheidungen un-
termauern deutlich die nicht nur von mir vertretene Rechtsauf-
fassung.

Wenn Sie in Ihrem Schreiben nunmehr behaupten, dass
sich die Rechtsprechung mit den zu diesem Thema veröffent-

OLG Erfurt, Protokoll 14. 6. 01
AG Gelnhausen, 56 M 2072/01 19. 6. 01
AG Strausberg, 13 M 908/01 27. 6. 01
Verfügung des Direktors des AG Riedlingen 29. 6. 01
AG Rotenburg/W., 2 M 944/01 10. 7. 01
AG Kitzingen, 1 M 1298/01 25. 7. 01
AG Bielefeld, 185 M 1008/01 21. 7. 01
AG Aschaffenburg, 3 M 3679/01 18. 7. 01
Verfügung und Schreiben
des LG Präsidenten in Ravensburg 9. 8. 01
AG Mühldorf am Inn, 2 M 21461/01 28. 8. 01
AG Saulgau, 1 M 687/01 20. 8. 01
AG Kempten, M 3202/01 3. 9. 01
Bad Oeynhausen, 14 M 1358/01 4. 9. 01
AG Bitterfeld, 10 M 4491/01 10. 9. 01
AG Halle/Westfalen, 8 M 1264/01 13. 9. 01
AG Nienburg, 1 M 433/01 6. 9. 01
AG Stendal, 71 M 1481/01 10. 9. 01
AG Dortmund, 242 M 1563-01 11. 9. 01
AG Bruchsal, 4 M 6820/01 12. 9. 01
AG Bitterfeld, 9 M 260/01 14. 9. 01
Mit Ausnahme des AG Dortmund bejahen alle Entscheidun-
gen den Ansatz von KV 205 bei der erfolglosen Pfändung.
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lichten Kommentierungen von überwiegend weisungsgebun-
denen Prüfungsbeamten bzw. ehemaligen Prüfungsbeamten
(Rechtspflegern) bisher nicht auseinander gesetzt habe, so ist
dies lediglich eine durch nichts zu belegende Vermutung von
Ihnen. Ich denke, dass ein Richter in der Lage ist, bestehende
Gesetze zu lesen und anzuwenden.

KV 711

Mit dem neuen Gesetz sollte für die Gerichtsvollzieher eine
über Jahrzehnte nicht erfolgte Anpassung an zeitgemäße Sätze
hinsichtlich von Wegegeld- und Auslagenpauschale vollzogen
werden (Ökosteuer, Spritpreisentwicklung). Auf Grund der
neuen Gesetzesbestimmung erhält der Gerichtsvollzieher für
zurückzulegende Wege für jeden Auftrag eine Wegegeldpau-
schale. Für die Bemessung der Pauschale ist die Entfernung
(nur Luftlinie!) zum Ort der Amtshandlung maßgebend. Nach
der Rechtsauffassung des Justizministeriums B-W (Schreiben
vom 28. 5. 01) entsteht das Wegegeld jedoch nur, wenn auch
tatsächlich ein Weg zurückgelegt wurde. Da bei vielen Voll-
streckungsaufträgen die tatsächliche Strecke (nicht Luftlinie)
mehrfach zurückgelegt werden muss (Verhaftungsauftrag
u. Ä.), ist eine kostendeckende Bearbeitung der Aufträge nicht
mehr möglich. Die Wegegeldpauschale wäre dann nicht wie
beabsichtigt nach oben angepasst, sondern verringert worden
(bei gestiegenen Kosten!). An dieser Stelle sei auch noch auf
die gesetzliche Begründung zum GVKostG, Seite 33 hinge-
wiesen. Dort wird ausdrücklich erwähnt, dass die Wegegeld-
pauschale nur einmal, unabhängig von der Anzahl der We-
ge, erhoben wird. Es steht nirgendwo, weder im Gesetz, noch
in der Begründung, dass zumindest ein Weg zurückgelegt wer-
den muss, um die Wegegeldpauschale ansetzen zu können.

In Bezug auf die Rechtsprechung zitieren Sie die Entschei-
dung des Amtsgerichts Aalen. Unerwähnt lassen Sie jedoch
die Entscheidungen der Amtsgerichte

die alle den Ansatz des Wegegeldes pro Auftrag, unabhängig
davon, ob ein Weg tatsächlich zurückgelegt wurde oder nicht,
bejahen.

Beispielhaft übersende ich Ihnen die Entscheidung des AG
Nienburg zu KV 205 und die Entscheidung des AG Künzelsau
zu KV 711.

Von jedem Bürger erwarten wir, dass er sich an Gesetz und
Rechtsprechung hält. Die Justizverwaltung sollte dieses auch
tun.

Mit freundlichen Grüßen

Bertsch

AG Witzenhausen, 2 M 856/01 22. 5. 01

AG Gelnhausen, 56 M 2071/01 22. 6. 01

AG Riedlingen, M 605/01 2. 7. 01

Verfügung des Direktors des AG Riedlingen 29. 6. 01

AG Diepholz, 8 M 339/91 24. 7. 01

AG Schwetzingen, 2 M 1015/01 24. 7. 01

Verfügung und Schreiben
des LG Präsidenten in Ravensburg 9. 8. 01

AG Künzelsau, 1 M 910/01 21. 8. 01

AG Würzburg, A M 4330/01 28. 8. 01

AG Kulmbach, 2 M 1636/01 30. 8. 01

AG Aschaffenburg, 3 M 4155/01 7. 8. 01

AG Stendal, 71 M 1471/01 11. 9. 01

AG Celle, 28 M 32336/01 12. 9. 01

AG Pirna, 1 M 2822/01 20. 9. 01

R E C H T S P R E C H U N G

§ 9, KV 205, 604 GVKostG

Ist die Zwangsvollstreckung erfolglos verlaufen, weil
pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden wurden, so ist
vom Gerichtsvollzieher hierfür die Gebühr nach KV 205
zu erheben.

I. AG Nienburg, Beschl. v. 6. 9. 2001
– 1 M 433/2001 –

II. AG Stendal, Beschl. v. 10. 9. 2001
– 71 M 1481/2001 –

III. AG Halle (Westfalen), Beschl. v. 13. 9. 2001
– 8 M 1265/2001 –

IV. AG Bruchsal, Beschl. v. 12. 9. 2001
– 4 M 6820/2001 –

V. AG Duisburg-Hamborn, Beschl. v. 18. 9. 2001
– 20 M 1586/2001 –

VI. AG Landsberg a. Lech, Beschl. v. 20. 9. 2001
– 1 M 2201/2001 –

I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Nienburg)

Dem Gerichtsvollzieher steht für die unter der Geltung des
neuen Gerichtsvollzieherkostenrechts v. 19. 4. 2001 durchge-
führte Vollstreckungshandlung, auch wenn sie im Ergebnis
nichts eingebracht hat, die Gebühr nach Nr. 205 des Kosten-

verzeichnisses zu. Es steht außer Frage, dass der Gerichtsvoll-
zieher eine Vollstreckungshandlung vorgenommen hat, wie
sich aus dem Pfändungsprotokoll v. 13. 6. 2001 ergibt. Es
bleibt dem Gericht schleierhaft, wie sich die Interpretation er-
geben sollte, der Gerichtsvollzieher hätte „eine Amtshand-
lung, mit deren Erledigung (er) beauftragt worden ist, –, nicht
erledigt“ (s. Ziff. 6 des Kostenverzeichnisses), so dass Nr. 604
KV in Betracht käme. Das ist sprachlich so eindeutig gefasst,
dass es keiner anderen Auslegungsmethoden bedarf, um zu ei-
nem Ergebnis zu gelangen.

I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Stendal)

Das bisherige Recht hat in § 17 zwischen einer Pfändung
(Abs. 1 Ansatz einer vollen Gebühr) und einem Pfändungsver-
such (Abs. 4 Ansatz einer halben Gebühr) unterschieden. Die-
se Unterscheidung ist in den Neufassungen des Gesetzes nicht
aufgenommen worden. Lediglich im Kostenverzeichnis taucht
der Begriff „Pfändung“ in KV 205 auf. Von einem „Pfän-
dungsversuch“ ist weder im neuen Gesetz noch im Kostenver-
zeichnis die Rede. Dass der Vollstreckungsversuch des Ge-
richtsvollziehers in das Vermögen des Schuldners erfolglos
blieb, keine Geld- oder Wertsachen zu Gunsten der Gläubiger
gepfändet werden konnten, führt nach neuem Recht nicht da-
zu, dass sich dieser Vollstreckungsversuch als „nicht erledigte
Amtshandlung“ darstellt. Eine Nichterledigung einer Amts-
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handlung ist nur gegeben, wenn der Vollstreckungsversuch
aus Gründen, die der Gerichtsvollzieher nicht zu vertreten hat,
nicht durchgeführt werden kann, zum Beispiel wenn der
Schuldner nicht auffindbar ist. Dagegen handelt es sich bei ei-
ner fruchtlosen Pfändung, wie hier, um eine vollständige Erle-
digung, allerdings ohne positives Pfändungsergebnis. Für den
Kostenansatz ist es unerheblich, ob der Gerichtsvollzieher et-
was pfänden kann oder nicht. Die Haupttätigkeit des Gerichts-
vollziehers ist in § 803 Abs. 1 Satz 1 ZPO wie folgt definiert:

Die Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen er-
folgt durch Pfändung. Zum Zwecke der Durchführung der
Pfändung begibt sich der Gerichtsvollzieher in die Wohnung
des Schuldners und durchsucht diese. Findet er dabei pfändba-
re Habe, wird diese von ihm gepfändet. Findet er nichtpfänd-
bare Habe oder findet er keine pfändbare Habe, erstellt er ein
Pfändungsabstandsprotokoll.

Damit ist die Zwangsvollstreckungsmaßnahme abgeschlos-
sen, der vom Gläubiger erteilte Auftrag erledigt, wenn auch
eventuell mit „negativem Ergebnis“. Gegen die Qualifizierung
einer fruchtlosen Pfändung als Nichterledigung des Zwangs-
vollstreckungsauftrages spricht auch die Tatsache, dass sich
aus dem Pfandabstandsprotokoll dem Gläubiger weitere Voll-
streckungsmöglichkeiten eröffnen können, wenn zum Beispiel
der Gerichtsvollzieher einen Arbeitgeber in Erfahrung bringt
und im Protokoll vermerkt. Darüber hinaus ermöglicht der
Pfandabstand, den Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung vorladen zu lassen, wenn er nicht schon die ei-
desstattliche Versicherung, wie in diesem Fall, abgegeben hat.

Unter Berücksichtigung der allgemeinen Auslegungs-
grundsätze gibt die Neuregelung des Kostenrechts keine Ver-
anlassung, für eine fruchtlose Pfändung geringere Gebühren
anzusetzen. Bei einem entsprechenden Willen des Gesetzge-
bers, hätte er dies durch den Wortlaut des Gesetzes eindeutig
formulieren können. Da dies fehlt, ist davon auszugehen, dass
für die nahezu identische Tätigkeit des Gerichtsvollziehers,
die sich allein im positiven Ergebnis der Pfändung unterschei-
den, gleiche Gebühren anzusetzen sind.

I I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Halle/Westf.)

Die Gläubiger haben den Gerichtsvollzieher mit der Pfän-
dung beauftragt. Diesen Auftrag hat der Gerichtsvollzieher
ausgeführt, ohne allerdings eine Pfändung vornehmen zu kön-
nen auf Grund der Vermögensverhältnisse des Schuldners.

Damit ist eine Pfändungshandlung durch den Gerichtsvoll-
zieher vorgenommen, eine Gebühr nach Ziffer 205 entstan-
den. Die Gebühr ist erkennbar nicht abhängig gemacht vom
Erfolg der Pfändung, sondern von der Durchführung der
Amtshandlung.

Im Gegensatz dazu steht die nicht erledigte Amtshandlung
nach Absatz 6 des Kostenverzeichnisses, die dann anzuneh-
men ist, wenn die Amtshandlung, mit der der Gerichtsvollzie-
her beauftragt ist, aus bestimmten Gründen unterbleibt, der
Auftrag also gar nicht durchgeführt werden kann. Die Nichter-
ledigung des Pfändungsauftrages im Sinne dieser Kostenvor-
schrift kann schlechterdings nicht zu einer fruchtlosen Pfän-
dung führen.

I V .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Bruchsal)

Die gemäß § 766 Abs. 2 ZPO zulässige Erinnerung war als
unbegründet zurückzuweisen, da der Gerichtsvollzieher zu
Recht geltend macht, dass nach Einführung des neuen Ge-
richtsvollzieherkostenrechts bei jeder durchgeführten Pfän-

dungsamtshandlung eine Gebühr Nr. 205 KV entsteht, unab-
hängig davon, ob das Ergebnis positiv oder negativ ausfällt.

Soweit die Gläubigerin die Ansicht vertritt, die Gebühr für
einen nicht durchgeführten Pfändungsversuch falle unter
Nr. 604 KV („nicht erledigte Amtshandlung“), so überzeugt
diese zum Teil von einer Minderheit vertretene Auffassung
(vgl. Seip, DGVZ 2001, 17; 22) das Gericht nicht. Diese Auf-
fassung beruft sich auf den Wortlaut von § 808 ZPO und da-
rauf, dass weit gehende Abweichungen von der bisherigen Re-
gelung zweifellos in der Gesetzesbegründung erwähnt worden
wären. Beide Argumente überzeugen das Gericht nicht.

Der Gerichtsvollzieher hat zu Recht in seiner Stellungnah-
me geltend gemacht, dass, falls eine erfolglose Pfändung le-
diglich die Gebühr gem. Nr. 604 KV auslösen würde, die Ge-
bühren für eine Einstellung gem. § 63 GVGA (amtsbekannt
fruchtlos) und für eine durchgeführte Pfändungsamtshandlung
gleich hoch wären, was nach der alten Gesetzeslage nicht der
Fall war und was auch dem viel geringeren Arbeitsaufwand
für eine Einstellung „vom Schreibtisch aus“ wegen amtsbe-
kannter Vermögenslosigkeiten nicht gerecht wird. Insoweit
könnte man genauso gut argumentieren, dass eine so weit ge-
hende Abweichung von der bisherigen Regelung zweifellos in
der Gesetzesbegründung erwähnt worden wäre, was jedoch
nicht der Fall ist, zumal, dies macht der Gerichtsvollzieher zu
Recht geltend, dies praktisch einer Aushebelung des § 63
GVGA gleichkäme.

Nach Überzeugung des Gerichts, die auch in der neueren
hierzu ergangenen Rechtsprechung vollkommen herrschend
ist (vgl. AG Kitzingen, DGVZ 2001, 139; AG Gelnhausen,
DGVZ 2001, 139; AG Straußberg, DGVZ 2001, 140; AG Ro-
tenburg/W., DGVZ 2001, 141), handelt es sich bei der frucht-
losen Pfändung nicht um eine nicht erledigte Amtshandlung,
sondern lediglich um das negative Ergebnis der Pfändungs-
amtshandlung. Das Wort Pfändung in KV 205 bezeichnet die
Auftragsart und nicht die Erledigungsart und die Amtshand-
lung beim Pfändungsauftrag besteht in dem hoheitlichen Akt
der Durchsuchung der Wohnung nach Pfandstücken. Bei der
fruchtlosen und bei der erfolgreichen Pfändung liegen nicht
zwei verschiedene selbstständige Geschäfte vor, sondern die
fruchtlose Pfändung stellt lediglich das negative Ergebnis der
Pfändungsamtshandlung dar, so dass für die kostenrechtliche
Beurteilung § 808 ZPO nicht herangezogen werden kann.

Hinzu kommt, dass in der zitierten Rechtsprechung zu
Recht zum Teil darauf hingewiesen wird, dass die erfolglose
Pfändung ihrerseits wieder positive Wirkungen für den Gläu-
biger haben kann und insbesondere weitere Vollstreckungs-
möglichkeiten eröffnen kann, wie z. B. Lohn- und Konten-
pfändung oder die Durchführung des Verfahrens zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung. Auch dies spricht gegen ei-
ne Subsumtion unter KV 604 Gerichtsvollzieherkostengesetz.
Weiterhin hat der Gerichtsvollzieher in seiner Stellungnahme
auch zu Recht auf § 758 a ZPO hingewiesen, der bei einer Ein-
stellung nach dieser Norm von einer nicht erledigten Amts-
handlung (nämlich der Durchsuchung der Wohnung) ausgeht.

In den Ausführungen zur Überschrift zum 6. Abschnitt des
Kostenverzeichnisses „nicht erledigte Amtshandlung“ heißt
es: „Gebühren nach diesem Abschnitt werden erhoben, wenn
eine Amtshandlung, zu welcher der Gerichtsvollzieher beauf-
tragt worden ist, aus Rechtsgründen oder aus Gründen, die we-
der in der Person des Gerichtsvollziehers liegen noch von sei-
ner Entschließung abhängig sind, nicht erledigt wird“.
Insoweit hat der Gerichtsvollzieher, dies entspricht auch den
Erfahrungen des Gerichts im Hinblick auf die Praxis, zu Recht
ausgeführt, dass die Feststellung, ob pfändbare Habe vorhan-
den ist, eine Urentscheidung eines jeden einzelnen Gerichts-
vollziehers darstellt und bei identischem Sachverhalt von Ge-
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richtsvollzieher zur Gerichtsvollzieher anders, ja völlig
konträr ausfallen kann und daher sehr wohl von seiner Ent-
schließung abhängt.

Schließlich wird in der zitierten Rechtsprechung und auch
in der Stellungnahme des Gerichtsvollziehers zutreffend mit
dem mit einer erfolglosen Pfändung verbundenen, häufig nicht
unerheblichen tatsächlichen Aufwand argumentiert. Der Auf-
wand eines Gerichtsvollziehers bei einer fruchtlosen Pfändung
dürfte zumindest mit dem bei einer erfolgreichen Pfändung
identisch, wenn nicht sogar höher sein, weil der Gerichtsvoll-
zieher in diesem Fall ja alle Räume umfassend durchsuchen
muss und dieser Aufwand bei einem „offen dastehenden Ge-
genstand“ zum Beispiel entfällt. Es ist jedoch nicht zu erken-
nen, dass der Gesetzgeber hier von dem Ziel des neuen Kos-
tenrechts, die Gebühren am Aufwand leistungsorientiert
auszurichten, abweichen wollte und die bisherige klare Tren-
nung zwischen Pfändungsamtshandlung und nicht erledigter
Amtshandlung aufheben und so entgegen seinem Vereinfa-
chungsgedanken neue Unklarheiten schaffen wollte.

V .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Duisburg-Hamborn)

Die Gläubigerin und der Gerichtsvollzieher streiten über die
Berechtigung der Gebühr für eine fruchtlose Pfändung. Hierfür
kann entweder die Gebühr nach 205, die im zweiten Abschnitt
des Kostenverzeichnisses unter den Oberbegriff „Vollstre-
ckung“ mit dem Unterbegriff „Pfändung“ bezeichnet ist mit
39,12 DM anfallen oder aber die Gebühr nach KV Nr. 604, die
im 6. Abschnitt unter dem Obertitel „nicht erledigte Amtshand-
lungen“ mit 24,45 DM. Entscheidend ist, ob die fruchtlose
Pfändung als Pfändung einzuordnen ist oder ob es sich insoweit
um eine nicht erledigte Amtshandlung handelt.

Das Gericht ist der eindeutigen Auffassung, dass die Ge-
bühr nach KV Nr. 205 anfällt, weil auch die fruchtlose Pfän-
dung hierunter fällt.

Nach dem bisherigen Recht war im früheren § 17 des Ge-
richtsvollzieherkostengesetzes unter dem Begriff der Pfän-
dung sowohl in Absatz 1 die erfolgreiche Pfändung aufgeführt
als auch unter Absatz 4 eine Regelung enthalten, nach der nur
die halbe Gebühr anfiel, wenn keine pfändbaren Gegenstände
vorhanden waren. Darüber hinaus enthielt das frühere Recht in
§ 20 des alten Gerichtsvollzieherkostengesetzes für nicht
durchgeführte Vollstreckungshandlungen, die nur einen Teil
der Gebühr auslösten. Nach der Begründung des Gesetzgebers
entspricht nun die neue Vorschrift des Kostenverzeichnisses
Nr. 205 der früheren Vorschrift des § 17 Abs. 1 Gerichtsvoll-
zieherkostengesetzes. Eine konkrete Regelung für die frucht-
lose Pfändung enthält das neue Gesetz nicht. Die Frage ist
daher, ob der Begriff der Pfändung gemäß dem Kostenver-
zeichnis 205 neben der erfolgreichen Pfändung auch die er-
folglose Pfändung mit umfasst. Schon auf Grund der Tatsache,
dass der Gesetzgeber es unterlassen hat, die fruchtlose Pfän-
dung gesondert zu regeln, jedoch eine Regelung beibehalten
hat, die die nicht erledigten Aufträge beschreibt, ist zu schlie-
ßen, dass auch die fruchtlose Pfändung als Pfändung unter
Kostenverzeichnis Nr. 205 einzuordnen ist. Denn ansonsten
hätte er für die fruchtlose Pfändung eine konkrete Regelung
schaffen können und müssen.

Die Einordnung der fruchtlosen Pfändung in den zweiten
Abschnitt ist auch ohne weiteres gerechtfertigt. Die Pfän-
dungsamtshandlung ist unzweifelbar eine Vollstreckungs-
handlung, die auch dann erledigt wird, wenn keine pfändbaren
Gegenstände vorgefunden werden. Die fruchtlose Pfändung
ist kein besonderes, von der erfolgreichen Pfändung verschie-
denes Geschäft, sondern lediglich das negative Ergebnis der

Pfändungsamtshandlung. Sowohl bei der erfolgreichen wie
auch bei der fruchtlosen Pfändung besteht die Tätigkeit des
Gerichtsvollziehers in dem Aufsuchen der Wohnung, dem
Durchsuchen der Räume und dem Aufsuchen von Pfandstü-
cken. Der Umfang der Tätigkeit bei einer fruchtlosen Pfän-
dung gestaltet sich in der Regel sogar umfangreicher, weil bei
Auffinden von Pfandstücken die Pfändung durch das Anbrin-
gen der Siegel schon zur Beendigung führt. Das Durchsuchen
der Wohnung nach pfändbaren Gegenständen kann sich daher
zumindest im gleichen Umfang, wenn nicht sogar aufwändi-
ger gestalten. Das Wort Pfändung im Kostenverzeichnis 205
bezeichnet daher die Auftragsart und nicht das Ergebnis der
Erledigung. Auch bei der fruchtlosen Pfändung wird der Voll-
streckungsauftrag zur Pfändung vollständig erledigt, jedoch
nur mit einem negativen Ergebnis.

Die Amtshandlung, nämlich der Pfändungsauftrag, ist also
auch hier erledigt worden, so dass eine Gebühr nach KV
Nr. 604 nicht anfallen kann, die nur nicht erledigte Amtshand-
lungen betrifft. Das negative Ergebnis der Pfändungsamts-
handlung ist gerade kein nicht erledigter Auftrag im Sinne des
6. Abschnittes des Kostenverzeichnisses. Der Gläubigerauf-
trag ist darauf gerichtet, die Wohnung und die Räumlichkeiten
des Schuldners nach pfändbarer Habe zu durchsuchen und
dann zu pfänden, bzw. im Falle der Fruchtlosigkeit dies mitzu-
teilen. Bei Auftragserteilung steht sowohl für den Gläubiger
als auch für den Gerichtsvollzieher nicht fest, welches Ergeb-
nis die Zwangsvollstreckung haben wird. Daher muss auch die
fruchtlose Pfändung mit der Erstellung des Protokolls darüber
eine erledigte Amtshandlung darstellen.

Der Gerichtsvollzieher hat daher zu Recht für die fruchtlo-
se Pfändung die Gebühr nach KV Nr. 205 mit 39,12 DM in
Ansatz gebracht. In gleicher Weise wurde diese Rechtsfrage
von einer Vielzahl von Gerichten in Deutschland bereits ent-
schieden. Insoweit wird auf den Beschluss des Amtsgerichts
Kempten vom 3. 9. 2001 – Aktenzeichen M 3202/2001 – mit
ausführlicher Begründung und weiteren Verweisen auf Ge-
richtsentscheidungen verwiesen.

V I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Landsberg a. Lech)

Auf Antrag des Gläubigers vom 20. 7. 01 wurde die Woh-
nung des Schuldners am 20. 8. 01 nach pfändbarer Habe
durchsucht. Die Pfändung blieb erfolglos.

Für die fruchtlose Pfändung wurde vom zuständigen Ge-
richtsvollzieher am 20. 8. 01 eine Gebühr gem. KV 205 GV-
KostG in Rechnung gestellt.

Gegen diese Position richtet sich die Erinnerung der Gläu-
bigerin vom 27. 8. 01. Sie meint für die nicht erledigte Amts-
handlung sei lediglich eine Gebühr gem. KV 604 in Höhe von
DM 24,45 angefallen.

Diese Auffassung ist nicht zutreffend. Eine Gebühr nach
KV 205 entsteht bei einer durchgeführten Pfändungshandlung
unabhängig davon, ob das Ergebnis positiv oder negativ ist. Die
fruchtlose Pfändung ist eben kein besonders von der erfolgrei-
chen Pfändung verschiedenes Geschäft, sondern lediglich das
negative Ergebnis der Pfändungshandlung (vgl. Kommentar
Schröder Kay, 8. Aufl. zu § 17 Abs. 6 GVKostG). Vorliegen-
denfalls liegt eine Amtshandlung vor, nämlich die Durchsu-
chung der Wohnung des Schuldners nach Pfandstücken. Das
Wort „Pfändung“ im KV 205 bezeichnet die Auftragsart und
nicht die Erledigungsart. Bei einer erfolglosen Pfändung wird
der Auftrag mit der Durchsuchung und der Feststellung, dass
keine pfändbare Habe vorgefunden wurde, erledigt. Die Erin-
nerung erweist sich somit als unbegründet und war mit der Kos-
tenfolge entsprechend § 97 ZPO zurückzuweisen.



DGVZ 2001, Nr. 11 171

§ 9, KV 205, 604 GVKostG

Die Pfändungsgebühr nach KV 205 kann nur für die tat-
sächlich erfolgte Pfändung in Ansatz gebracht werden,
nicht aber, wenn die Durchsuchung der Schuldnerwoh-
nung keine pfändbaren Gegenstände erbracht hat, weil
dann die Amtshandlung der Pfändung aus Rechtsgründen
und aus Gründen, die nicht in der Person des Gerichtsvoll-
ziehers liegen (nämlich aus Mangel an pfändbaren Gegen-
ständen), nicht erledigt wird und hierfür die Gebühr nach
KV 604 anfällt.

I. AG Schwetzingen, Beschl. v. 6. 9. 2001
– 2 M 1001/2001 –

II. AG Dortmund, Beschl. v. 11. 9. 2001
– 243 M 1563/2001 –

I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Schwetzingen)

Der Gerichtsvollzieher hatte nach Durchführung einer
fruchtlosen Pfändung am 25. 6. 2001 eine Gebühr gemäß
KV 205 festgesetzt. Der Erinnerungsführer ist der Ansicht,
dass eine fruchtlose Pfändung einer nicht erledigten Pfändung
gleichstehe und nach KV 604 abzurechnen sei.

Der Erinnerung war stattzugeben, da der Gerichtsvollzie-
her die Gebühr KV 604 hätte ansetzen müssen.

Das neue GVKostG sieht im Kostenverzeichnis unter
Nr. 205 unter der Überschrift „Vollstreckung“ für die „Pfän-
dung“ Kosten in Höhe von 20,– EUR vor. Nr. 604 Kostenver-
zeichnis (KV) steht unter der Überschrift „6. Nicht erledigte
Amtshandlung“ (Gebühren nach diesem Abschnitt werden er-
hoben, wenn die Amtshandlung, mit deren Erledigung der Ge-
richtsvollzieher beauftragt worden ist, aus Rechtsgründen oder
infolge von Umständen, die weder in der Person des GV liegen
noch von seiner Entschließung abhängig sind, nicht erledigt
wird). Danach werden für „(Nicht erledigte) Amtshandlung,
der in den Nummern 200 bis 221 ... genannten Art“ 12,50 EUR
berechnet. Die fruchtlose Pfändung ist weder der einen noch
der anderen Kostennummer ausdrücklich zugewiesen.

Nach dem Wortlaut des Kostenverzeichnisses ist für die
fruchtlose Pfändung Nr. 604 KV einschlägig. Der in Nr. 205
KV genannte Begriff der Pfändung ist im Sinne des §§ 808 ff.
ZPO die Beschlagnahme von Gegenständen. Die Amtshand-
lung der Pfändung wäre demnach die Herbeiführung der Be-
schlagnahme. Zu dieser kommt es bei der fruchtlosen Pfän-
dung nicht. Demgegenüber lässt sich die fruchtlose Pfändung
unter die Definition der Nr. 604 KV subsumieren. Bei der
fruchtlosen Pfändung kommt es u. U. aus Rechtsgründen nicht
zur Beschlagnahme, wenn etwa das Vorhandene den Un-
pfändbarkeitsvorschriften unterfällt. Jedenfalls findet eine Be-
schlagnahme aus Gründen, die weder in der Person des Ge-
richtsvollziehers ihren Grund finden noch von seiner
Entschließung abhängen, nicht statt. Verstünde man als Amts-
handlung der Pfändung nur die Suche nach Pfändbarem, leg-
ten die Zivilprozessordnung und das Gerichtsvollzieherkos-
tengesetz andere Pfändungsbegriffe zu Grunde. Hierfür gibt es
keinen Anhaltspunkt.

Die Anwendbarkeit der Nr. 604 KV wird auch durch die
Entstehungsgeschichte des neuen Kostenverzeichnisses ge-
stützt. So heißt es in der Drucksache des Deutschen Bundesta-
ges 14/3432 Bl. 29 zu Nr. 205 KV, diese Vorschrift entspreche
dem geltenden (alten) § 17 Abs. 1 GVKostG. Nicht verwiesen
wird auf § 17 Abs. 4 GVKostG a. F., der allein die fruchtlose
Pfändung regelt. § 17 Abs. 1 GVKostG a. F. hingegen regelte
nur die Gebühr für Fälle, in denen es zu einer Beschlagnahme
gekommen war. Begrifflich unterschied dementsprechend der

§ 17 GVKostG a. F. auch zwischen der Pfändung und dem
Pfändungsversuch, der eben gerade keine Pfändung war.

Zugleich zeigt die Rechtslage nach dem alten GVKostG
auch in der Höhe der Gebühren, dass auf die fruchtlose Pfän-
dung Nr. 604 GVKostG anzuwenden ist. Nach § 17 Abs. 4
GVKostG a. F. wurde für die fruchtlose Pfändung nur eine hal-
be Gebühr erhoben, ebenso viel wie bei den nicht erledigten
Pfändungen nach § 20 Abs. 2 GVKostG a. F., wenn sich der
Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle begeben hatte. Nach der
alten Rechtslage war demnach klargestellt, dass eine fruchtlose
Pfändung geringere Gebühren nach sich zog, als die erfolgrei-
che. Dass insoweit ein Pfändungsversuch den Gerichtsvollzie-
hern mindestens so viel Arbeit machen kann wie eine erfolg-
reiche Pfändung, ohne dass entsprechende Einnahmen erzielt
werden, wurde bewusst so in Kauf genommen, indem nicht auf
den Arbeitsaufwand, sondern allein auf die Herbeiführung
einer Beschlagnahme abgestellt wurde. Fruchtlose und nicht
erledigte Pfändungen nach § 20 Abs. 2 GVKostG a. F. hatten
somit nach alter Rechtslage die gleichen Gebühren zur Folge.
Es spricht viel dafür, dass dies auch nach der neuen Rechtslage
der Fall ist. Anderenfalls wäre mit einer entsprechenden Klar-
stellung in den Gesetzesmaterialien zu rechnen gewesen.

Die Anwendbarkeit von Nr. 604 KV ergibt sich auch aus
gesetzessystematischen Gründen. Es ist unstreitig, dass für
eine erfolglos gebliebene persönliche Zustellung durch den
Gerichtsvollzieher nicht etwa die Gebühr Nr. 100 KV für die
„persönliche Zustellung durch den Gerichtsvollzieher“ ange-
wandt wird, sondern die Nr. 600 KV, die für „nicht erledigte
persönliche Zustellungen“ gilt. Auch dieser Fall war nach alter
Rechtslage – der Pfändung vergleichbar – als „Zustellung“ in
§ 16 Abs. 1 GVKostG a. F. und als „versuchte Zustellung“ in
§ 16 Abs. 4 GVKostG a. F. geregelt. Auch insoweit blieb und
bleibt der für den Gerichtsvollzieher unter Umständen gleich
hohe oder höhere Aufwand der versuchten Zustellung unbe-
rücksichtigt. Auch diese Unterscheidung zwischen „Zustel-
lung“ und „versuchter Zustellung“ des alten Gerichtsvollzie-
herkostengesetzes ist abgeschafft. Und es liegt nahe, dass dann
ebenso wie der Zustellungsversuch auch der Pfändungsver-
such nach neuer Rechtslage als nicht erledigte Amtshandlung
zu behandeln ist.

Nach alledem geht das Gericht davon aus, dass auf die
fruchtlose Pfändung Nr. 604 KV anzuwenden ist. Der Erinne-
rung war stattzugeben.

I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Dortmund)

Der Beteiligte zu 1 (Gerichtsvollzieher) vertritt die Auffassung,
dass auch die fruchtlose Pfändung unter den Gebührentatbestand des
KV 205 GVKostG zu fassen ist. Der Gebührentatbestand umfasse den
Pfändungsvorgang als Amtshandlung unabhängig vom Erfolg der
Pfändung. Bei einer erfolglosen Pfändung sei diese Amtshandlung mit
der Durchsuchung der Wohnung erledigt, so dass schon begrifflich der
Gebührentatbestand des KV 604 GVKostG nicht einschlägig sein
könne, da dieser eine nicht erledigte Amtshandlung voraussetze. Die
Gebühren orientierten sich ferner am tatsächlichen Aufwand, der bei
einer erfolglosen Pfändung sogar in aller Regel höher sei als bei einer
erfolgreichen Pfändung. Bislang sei die fruchtlose Pfändung nach § 17
Abs. 4 GVKostG alte Fassung bewertet worden. Die Überschrift die-
ser Vorschrift sei ebenfalls „Pfändung“ gewesen. Die erfolglose Pfän-
dung sei bislang gerade nicht gem. § 20 Abs. 2 GVKostG alte Fassung
als nicht erledigte Amtshandlung bewertet worden. Es sei nicht er-
sichtlich, dass der Gesetzgeber mit Neuschaffung des Gerichtsvollzie-
herkostengesetzes eine Änderung gewollt hätte. Der Gesetzgeber habe
vielmehr die Gebührentatbestände des § 17 GVKostG alte Fassung
durch eine einheitliche Gebühr für das Pfändungsverfahren ersetzen
wollen und habe deswegen die Regelung des KV 205 GVKostG ge-
schaffen. Die Gebührentatbestände des § 20 GVKostG alte Fassung
sei durch die Gebühr des KV 604 GVKostG ersetzt worden.
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Der Beteiligte zu 2 (Bezirksrevisor) hat sich in seiner Stellungnah-
me den Ausführungen des Beteiligten zu 1 angeschlossen.

Der Beteiligte zu 1 hat in seiner Kostenrechnung vom 2. 7.
2001 zu Unrecht eine Gebühr gem. KV 205 GVKostG ange-
setzt. Nach der Neufassung des Gerichtsvollzieherkostenge-
setzes unterfällt die fruchtlose Pfändung dem Gebührentatbe-
stand des KV 604 GVKostG. Die Kostenrechnung vom 2. 7.
2001 war daher im tenorierten Umfang aufzuheben. Der Betei-
ligte zu 1 ist gehalten, für die Gebühren hinsichtlich der er-
folglosen Pfändung eine neue Kostenrechnung zu erstellen.

Dies folgt aus der Auslegung der Gebührentatbestände.
Nach der Neufassung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes
sind Gebühren nach dem 6. Abschnitt (nicht erledigte Amts-
handlungen) zu erheben, wenn eine Amtshandlung, mit deren
Erledigung der Gerichtsvollzieher beauftragt worden ist, aus
Rechtsgründen oder infolge von Umständen, die weder in der
Person des Gerichtsvollziehers liegen noch von seiner Ent-
schließung abhängig sind, nicht erledigt wird. Die Gebühr des
KV 604 GVKostG umfasst dabei nicht erledigte Amtshand-
lungen der Nr. 205.

Stellt der Gerichtsvollzieher bei der Durchsuchung zum
Zwecke der Sachpfändung fest, dass pfändbare Gegenstände
nicht vorhanden sind, so kann er die Amtshandlung der Pfän-
dung aus Rechtsgründen nicht vornehmen. Der Gesetzgeber
hat zum Zwecke des Schuldnerschutzes vor Kahlpfändung Re-
gelungen getroffen, nach welchen die Pfändung bestimmter
Gegenstände nicht zulässig ist. Findet der Gerichtsvollzieher
im Rahmen der Durchsuchung der Räume nur solche Gegen-
stände vor, so ist er in Anwendung dieser Gesetze gehalten,
die Pfändung zu unterlassen. Entgegen der Ansicht der Betei-
ligten zu 1 und 2 hängt es nicht von der Entscheidung des Ge-
richtsvollziehers ab, ob er Gegenstände pfändet oder nicht,
denn dieser ist zwingend an die Einhaltung der gesetzlichen
Schuldnerschutzvorschriften gebunden.

Aus diesen Ausführungen ergibt sich, dass schon nach dem
Wortlaut zwingend die Voraussetzungen des Gebührentatbe-
standes des KV Nr. 604 GVKostG erfüllt sind.

Die Ausführungen der Beteiligten zu 1 und 2 rechtfertigen
keine andere Beurteilung der Rechtslage. Aus dem Vergleich
der §§ 17, 20 Gerichtsvollzieherkostengesetz alte Fassung und
der KV 205, 604 GVKostG neue Fassung folgt gerade eben
nicht, dass der Gesetzgeber keine Veränderung vornehmen
wollte. Schon bei der alten Fassung des Gesetzes hat der Ge-
setzgeber eindeutig zwischen der erfolgreichen und erfolglo-
sen Pfändung unterschieden. Dieser Unterscheidung hätte es
nicht bedurft, wenn grundsätzlich eine Gleichstellung dieser
Vorgänge gewollt wäre. Darüber hinaus findet sich im Ver-
gleich der Regelungen des § 20 GVKostG alte Fassung und des
Gebührentatbestandes des KV 604 GVKostG neue Fassung
die entscheidende Änderung, dass Gebühren nach dem
6. Abschnitt des Kostenverzeichnisses zu erheben sind, wenn
eine Amtshandlung aus Rechtsgründen nicht erledigt wird.
Aus diesem Grunde kann nicht darauf geschlossen werden,
dass die „Pfändung“ gem. KV 205 GVKostG nur die Auftrags-
art unabhängig vom Erfolg bezeichnet. Diese Auslegung ist
durch den Gesetzeswortlaut nicht zu rechtfertigen. Aus diesem
Grunde ist es auch nicht beachtlich, dass der Gesetzgeber die
Gebühren nach dem Aufwand festlegen wollte. Selbst wenn
man zugesteht, dass eine erfolglose Pfändung aufwändiger
sein mag als eine erfolgreiche, so hat der Gesetzgeber die Ge-
bührentatbestände nach Auffassung des Gerichtes eindeutig
geregelt, so dass der möglicherweise dahinter stehende Wille
des Gesetzgebers nicht zum Ausdruck gekommen ist. Zudem
kann dieser Wille des Gesetzgebers nicht festgestellt werden.

Im Rahmen der historischen Auslegung der Neuregelung
des Gerichtsvollzieherkostenrechtes ist zu berücksichtigen,

was sich der Gesetzgeber bei Erlass des Gesetzes gedacht hat.
Insoweit liegt dem Gericht mittlerweile das Protokoll einer
Sitzung vom 27. 4. 2001 vor, an welcher Vertreter des Bun-
desjustizministeriums und der Landesjustizverwaltungen teil-
genommen haben. Gegenwärtig war auch Regierungsdirektor
Otto, der maßgeblich an der Fassung des Gerichtsvollzieher-
kostengesetzes mitgewirkt hat. Bei Erörterung der Probleme
des neuen Gerichtsvollzieherkostengesetzes wurde unter
Punkt 5 des Protokolles festgehalten, dass bei einer fruchtlo-
sen Pfändung oder einer Einstellung nach § 63 GVGA die Ge-
bühr des Nr. 604 KV, nicht die Gebühr des Nr. 205 KV ausge-
löst werden soll.

Der Wille des Gesetzgebers ist insoweit eindeutig und ent-
spricht der vom Gericht vertretenen Auffassung des Wortlautes.

Aus einer umfassenden Würdigung der Auslegung des
Wortlautes im Zusammenhang mit der systematischen und der
historischen Auslegung steht zur Überzeugung des Gerichts
fest, dass die erfolglose Pfändung nur unter dem Gebührentat-
bestand des KV Nr. 604 GVKostG neue Fassung fällt.

Der Beteiligte zu 1 hat daher in seiner Kostenrechnung
vom 2. 7. 2001 zu Unrecht die Gebühr des KV Nr. 205 GV-
KostG in Ansatz gebracht, so dass die Kostenrechnung inso-
weit aufzuheben war.

§§ 3, 9, KV 200, 205, 604, 700, 711, 713 GVKostG; Nr. 2
Abs. 5 DB-GVKostG

1. Die Pfändungsgebühr nach KV 205 kann nur für die tat-
sächlich erfolgte Pfändung in Ansatz gebracht werden;
nicht aber, wenn die Durchsuchung der Schuldnerwoh-
nung keine pfändbaren Gegenstände erbracht hat, weil
dann die Amtshandlung der Pfändung aus Gründen, die
nicht in der Person des Gerichtsvollziehers liegen (nämlich
aus Mangel an pfändbaren Gegenständen), nicht erledigt
wird und hierfür die Gebühr nach KV 604 anfällt.

2. Wird eine vorläufige Benachrichtigung gem. § 845
Abs. 1 Satz 2 ZPO vom Gerichtsvollzieher im Auftrag des
Gläubigers angefertigt, so sind für die an Drittschuldner
und Schuldner zuzustellenden Abschriften keine
Schreibauslagen zu berechnen.

3. Zu der Frage, ob es sich bei gleichzeitiger Erteilung ei-
nes Auftrages zur Vorpfändung um denselben Auftrag im
Sinne von § 3 Abs. 2 Nr. 3 GVKostG handelt.

AG Weiden, Beschl. v. 11. 9. 2001
– M 2396/2001 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Am 20. 7. 2001 unternahm der Gerichtsvollzieher im Auf-
trag des Gläubigervertreters einen Vollstreckungsversuch
beim Schuldner. Gemäß Vollstreckungsprotokoll war die
Zwangsvollstreckung erfolglos. Es wurde allerdings der Ar-
beitgeber des Schuldners festgestellt und vom Gerichtsvollzie-
her ein vorläufiges Zahlungsverbot hinsichtlich eines Dritt-
schuldners erlassen und die Zustellung an Drittschuldner und
Schuldner veranlasst.

Für die vom Gerichtsvollzieher im Rahmen der Ausfüh-
rung seines Auftrages vorgenommenen Amtshandlungen be-
rechnete dieser dem Gläubiger insgesamt DM 141,33.

Gegen diese Kostenrechnung wendet sich der Gläubiger-
vertreter und trägt vor, für die erfolglos durchgeführte Pfän-
dung hätte nicht die Gebühr nach Nr. 205 KV angesetzt wer-
den dürfen, sondern lediglich die nach Nr. 604 KV. Auch
hätten Schreibauslagen lediglich für 3 Seiten in Ansatz ge-
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bracht werden dürfen. Schließlich sei nur eine Wegegeldpau-
schale in Höhe von DM 9,78 entstanden und ebenfalls nur eine
Auslagenpauschale in Höhe von DM 11,74. Bei Berücksichti-
gung dieser Umstände hätte der korrekte Rechnungsbetrag le-
diglich DM 105,14 betragen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vortrags der Betei-
ligten wird auf die bei Gericht eingereichten Schriftsätze Be-
zug genommen.

Der Prüfungsbeamte für die Gerichtsvollzieher der Landge-
richtsbezirke Amberg und Weiden i. d. Opf., sowie der Bezirks-
revisor bei dem Landgericht Weiden i. d. Opf. wurden gehört.

Der statthaften Erinnerung war stattzugeben, da die ange-
fochtene Kostenrechnung nicht im Einklang mit dem Gesetz zur
Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechtes vom 19. April
2001 und dem dazu gehörenden Kostenverzeichnis steht.

Im Einzelnen:

a) Bereits aus dem Wortlaut des Kostenverzeichnisses er-
gibt sich, dass die Gebühr nach Nr. 205 KV nur für die Durch-
führung einer Pfändung verlangt werden kann. Dabei kann un-
ter Pfändung schon sprachlich nur die tatsächlich erfolgte
hoheitliche Beschlagnahme einer Sache oder einer Forderung
verstanden werden und nicht der erfolgte Versuch dieses Un-
terfangens.

Dem gegenüber lässt sich der so genannte Pfandabstand
zwanglos unter die Nr. 604 des Kostenverzeichnisses subsu-
mieren. Denn der Gerichtsvollzieher erledigt eine Handlung,
mit deren Erledigung er beauftragt worden ist (nämlich die
Pfändung) infolge von Umständen nicht, die weder in seiner
Person liegen, noch von seiner Entschließung abhängig sind
(nämlich den Vermögensverhältnisses des Schuldners).

Nachdem der Wortlaut des Kostenverzeichnisses insoweit
eindeutig ist, hält das Gericht eine umfangreiche Exegese der
Entstehungsgeschichte des Gesetzes zur Neuordnung des Ge-
richtsvollzieherkostenrechtes nicht für erforderlich. Das Ge-
richt verkennt hierbei nicht, dass aus Sicht der Gerichtsvollzie-
her die Unterscheidung zwischen erfolgreicher und erfolgloser
Pfändung nicht sachgemäß ist, da in beiden Fällen der gleiche
Aufwand zu betreiben ist. Das Gericht sieht sich an einer an-
deren Entscheidung aber durch den Wortlaut des Kostenver-
zeichnisses gehindert.

b) Soweit vom Gerichtsvollzieher Schreibauslagen für die
Fertigung von Abschriften eines von ihm erlassenen Zah-
lungsverbotes angesetzt werden, ist auszuführen, dass
Schreibauslagen – abschließend geregelt – nur in den im Kos-
tenverzeichnis Nr. 700 Abs. 2 Nr. 1–3 geregelten Fällen in
Ansatz gebracht werden können. Hierunter fallen die Ab-
schriften des vom Gerichtsvollzieher erlassenen Zahlungsver-
botes jedoch nicht. Diese sind mit der Gebühr des Kostenver-
zeichnisses Nr. 200 abgegolten.

c) Ausweislich der Nr. 711 des Kostenverzeichnisses kann
Wegegeld pro Auftrag nur einmal angesetzt werden. Was un-
ter einem Auftrag zu verstehen ist, regelt § 3 des Gesetzes zur
Neuordnung des Gerichtsvollzieherkostenrechts. Danach han-
delt es sich gemäß § 3 Abs. 2 Ziffer 3 auch dann um den sel-
ben Auftrag, wenn mehrere Vollstreckungshandlungen auf
Grund des selben Titels gegen den selben Vollstreckungs-
schuldner auszuführen sind. Bei den vom Gerichtsvollzieher
vorzunehmenden Amtshandlungen handelt es sich somit um
lediglich einen Auftrag, sodass auch nur einmal Wegegeld in
Ansatz gebracht werden kann.

d) Ähnlich verhält es sich mit der Auslagenpauschale nach
Kostenverzeichnis Nr. 713. Auch diese kann im Rahmen eines
einheitlichen Auftrages nur einmal in Ansatz gebracht werden,
sodass nur einmal ein Betrag von DM 11,74 anzusetzen war.

Anmerkung der Schriftleitung:

Soweit das Amtsgericht die von dem Gerichtsvollzieher für
die durchgeführte Vorpfändung angesetzte Auslagenpauschale
gem. KV 713 abgesetzt hat, erscheint die Entscheidung über-
prüfungsbedürftig. Ausweislich des der Schriftleitung in Ab-
lichtung vorliegenden Zwangsvollstreckungsauftrages hatte
der Gläubigervertreter den Gerichtsvollzieher gleichzeitig be-
auftragt, gemäß § 845 Abs. 1 Satz 2 ZPO selbstständig die Zu-
stellung eines vorläufigen Zahlungsverbotes an Drittschuldner
und Schuldner vorzunehmen, falls ihm Ansprüche des Schuld-
ners gegen Dritte (insbesondere aus Arbeitsverhältnis) be-
kannt werden und eine sofortige Beschlagnahme geboten er-
scheint.

Das Amtsgericht geht davon aus, dass es sich dabei um
denselben Auftrag im Sinne von § 3 Abs. 2 Nr. 3 GVKostG
handele und deshalb die Auslagenpauschale nur einmal nach
den insgesamt entstandenen Gebühren berechnet werden kön-
ne. Dabei wurde jedoch unbeachtet gelassen, dass es sich bei
dem Auftrag zur Vorpfändung um einen bedingten Auftrag
handelt, der erst wirksam wird, wenn im Zuge der Vollstre-
ckung (Befragung gem. § 806 a ZPO) pfändbare Forderungen
des Schuldners gegen Dritte bekannt werden (vgl. Seip, DGVZ
2001, S. 74 u. DGVZ 2001, S. 113). Wie aus § 3 Abs. 3 GV-
KostG hinsichtlich des EV-Verfahrens hervorgeht, gilt ein be-
dingter Auftrag erst dann als erteilt, wenn die Bedingung ein-
getreten ist; so auch Nr. 2 Abs. 2 DB-GVKostG. Eine Auf-
tragsverbindung, wie sie § 3 Abs. 2 Nr. 3 GVKostG im Hin-
blick auf den gleichzeitig erteilten Auftrag zur Abnahme der
eidesstattlichen Versicherung enthält, ist für die Vorpfändung
nicht erfolgt. Der Auftrag zur Vorpfändung gilt somit erst
dann als erteilt, wenn sich pfändbare Ansprüche ergeben, so
dass er nicht gleichzeitig mit dem Pfändungsauftrag erteilt ist.
Er ist deshalb als besonderer Auftrag zu behandeln und die
Auslagenpauschale hierfür getrennt zu berechnen. Hinsicht-
lich des vom Amtsgericht ebenfalls abgesetzten Wegegeldes
für die Vorpfändung kann dies nicht gelten, da diese per Post
zugestellt wurde und dafür die Erhebung eines Wegegeldes
gem. KV 711 Abs. 2 ausdrücklich ausgeschlossen ist.

§§ 3, 9, KV 713 GVKostG

Bei der Zustellung eines Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlusses an Drittschuldner und Schuldner handelt es sich
um zwei Aufträge, so dass hierfür zwei Auslagenpauscha-
len gem. KV 713 anzusetzen sind.

AG Witzenhausen, Beschl. v. 24. 9. 2001
– 2 M 1389/01 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Kostenansatz des Gerichtsvollziehers, wodurch eine
weitere Auslagenpauschale von 5,87 DM berechnet wurde, ist
rechtlich nicht zu beanstanden. Insoweit wird Bezug genom-
men auf die zutreffenden Ausführungen in der dienstlichen
Stellungnahme des Gerichtsvollziehers vom 12. 9. 2001, de-
nen sich das Gericht anschließt. Bei der Zustellung eines Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlusses an den Drittschuldner
und den Schuldner handelt es sich um zwei Aufträge, so dass
gemäß KV 713 zwei Auslagenpauschalen anzusetzen sind.

Demnach war die Erinnerung unbegründet und demzufol-
ge zurückzuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Die Entscheidung ist zutreffend, weil § 3 Abs. 2 GVKostG
bestimmt, welche Amtshandlungen unter welchen Vorausset-
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zungen demselben Auftrag zuzurechnen sind und in der Geset-
zesbegründung hierzu (BT-Drucksache 14/3432) ausdrück-
lich darauf hingewiesen wird, dass diese Bestimmung insbe-
sondere für die Frage von Bedeutung ist, ob Gebühren oder
Auslagen einmal oder mehrmals zu erheben sind. In § 3 Abs. 2
GVKostG ist die Zustellung des Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlusses aber nicht genannt. Sie wird auch von § 3
Abs. 1 GVKostG nicht erfasst, da diese Bestimmung nicht als
Generalklausel, sondern nur als Vorbemerkung zu Satz 2 und
zu Abs. 2 verstanden werden kann. Handelte es sich hierbei
um eine Generalklausel, dann hätte es der Definition in § 3
Abs. 2 GVKostG nicht bedurft. Außerdem würde dies zu dem
kuriosen Ergebnis führen, dass Gläubigervertreter mit großer
Vollstreckungspraxis beliebig viele Aufträge verschiedener
Gläubiger zusammenfassen und für die geringe Gebühr von
24,45 DM oder 39,12 DM vollstrecken lassen könnten.

Das Amtsgericht Witzenhausen hat zur Begründung seiner
vorstehenden Entscheidung auf die Stellungnahme des Ge-
richtsvollziehers Bezug genommen. Diese lautet wie folgt:

„Am 5. 6. 01 erteilte mir der Gl.-Vertreter einen Auftrag
zwecks Zustellung eines Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlusses gem. § 829 ZPO an den Drittschuldner und den
Schuldner. Die Zustellung an den Drittschuldner wurde am
7. 6. 01 vollzogen. Einen Tag später wurde der Pfüb an den
Schuldner per Post zugestellt. Je Zustellung wurde eine
Auslagenpauschale gem. KV 713 in Höhe des Mindestbe-
trages von 5,87 DM berechnet. Zusammen 11,74 DM.

Der Gl.-Vertr. wendet sich gegen diesen Kostenansatz. Er
ist der Auffassung, dass gem. § 3 GVKostG die beiden Zu-
stellungen innerhalb des Pfändungs- und Überweisungsbe-
schlusses (Drittschuldner und Schuldner) kostenrechtlich
als ein Auftrag angesehen werden müssten. Dies hätte zur
Folge, dass die Auslagenpauschale des KV 713 für beide
Zustellungen (Drittschuldner und Schuldner) nur einmal
berechnet werden kann.

Diese Ansicht kann nicht geteilt werden. In § 3 II Nr. 1–3
GVKostG ist aufgeführt, welche Amtshandlungen als ein
Auftrag anzusehen sind. Nur die hier zusammen aufgeführ-
ten Amtshandlungen können kostenrechtlich als ein Auf-
trag angesehen werden. Der Gesetzgeber hat hier aus-
drücklich Zustellungen des Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlusses nicht mit aufgeführt. Somit ist eindeutig
im Gesetzestext klargestellt, dass die Zustellungen inner-
halb des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses nicht
als ein Auftrag im Sinne des Gerichtsvollzieherkostenge-
setzes behandelt werden sollen. Dies hat dann die logische
Konsequenz, dass jede Zustellung innerhalb eines Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlusses im Sinne des Kos-
tenrechts als separater Auftrag zu gelten hat. Somit ist der
Ansatz von zwei Auslagenpauschalen gem. KV 713 GV-
KostG nicht zu beanstanden.

Die bisher einzige Gerichtsentscheidung zu dieser Proble-
matik (Amtsgericht Recklinghausen, 39 M 3496/01 vom
23. 8. 01) kommt auf das selbe Ergebnis. Die Entscheidung
ist in Kopie beigefügt.“

Die vorstehend erwähnte Entscheidung des Amtsgerichts
Recklinghausen ist nebst einer Anmerkung der Schriftleitung
in DGVZ 2001, S. 155/156, abgedruckt.

§ 9, KV 711 GVKostG

Das Wegegeld der kürzesten Entfernungszone ist auch
dann zu erheben, wenn der Vollstreckungsauftrag zurück-
genommen wird oder sich auf andere Weise erledigt, ohne

dass der Gerichtsvollzieher sich zum Wohnort des Schuld-
ners begeben hat.

I. AG Lörrach, Beschl. v. 23. 8. 2001
– 1 M 3116/2001 –

II. AG Celle, Beschl. v. 12. 9. 2001
– 28 M 32336/2001 –

III. AG Tettnang, Beschl. v. 17. 9. 2001
– 2 M 2473/2001 –

IV. AG Leer, Beschl. v. 19. 9. 2001
– 8 M 1557/2001 –

V. AG Pirna, Beschl. v. 20. 9. 2001
– 1 M 2822/2001 –

I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Lörrach)

Die von der Gläubigerin gegen den Kostenansatz des zu-
ständigen Gerichtsvollziehers eingelegte Erinnerung ist gem.
§§ 766 ZPO, 5 GVKostG zulässig, aber unbegründet.

Das Gericht verweist zur Begründung seiner Entscheidung
vollinhaltlich auf den Bescheid des Gerichtsvollziehers vom
6. 8. 2001, dessen Ausführungen es sich zu eigen macht und
denen es nichts hinzuzufügen hat, soweit dieser den Kostenan-
satz für das Wegegeld grundsätzlich für gerechtfertigt hält.
Die in diesem Bescheid des zuständigen Gerichtsvollziehers
vertretene Auffassung zur Auslegung des KV 711 deckt sich
mit diversen Entscheidungen anderer Gerichte. Das Gericht
verweist beispielsweise auf den Beschluss des AG Riedlingen
vom 2. 7. 2001 im Verfahren M 605/01, auf die Beschlüsse
des AG Witzenhausen vom 23. 7. 2001 im Verfahren
2 M 856/01 sowie vom 7. 6. 2001 im Verfahren 2 M 937/01
und auf den Beschluss des AG Gelnhausen vom 22. 6. 2001
(Aktenzeichen nicht bekannt).

Die Erinnerung war daher zurückzuweisen.

I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Celle)

Die gemäß §§ 766 ZPO, 5 GVKostG zulässige Erinnerung
ist unbegründet.

Der Gerichtsvollzieher hat das Wegegeld zu Recht in An-
satz gebracht. Die Pauschale für Wegegeld bis zu 10 km nach
KV 711 ist auch dann zu erheben, wenn im Einzelfall keine
Fahrt angefallen ist. Nach dem neuen Gerichtsvollzieherkos-
tengesetz, das seit dem 1. 5. 2001 in Kraft getreten ist, ist das
Wegegeld „anstelle der tatsächlichen Reisekosten für zurück-
zulegende Wegstrecken“ zu erheben. Aus dieser Formulie-
rung ergibt sich, dass es sich um eine Pauschale handelt, die an
Stelle der ehemals nach dem Reisekostenrecht abzurechnen-
den Reisekosten tritt. Damit ist das Wegegeld unabhängig von
der tatsächlichen Zurücklegung eines Weges fällig, weil der
Gerichtsvollzieher seinen PKW ja auch unabhängig von der
tatsächlichen Zahl der Fahrten bereithalten muss (so auch Be-
schlüsse der AG Witzenhausen vom 22. 5. 2001, 2 M 856/01;
AG Gelnhausen vom 22. 8. 2001, 56 M 2071/01; AG Riedlin-
gen vom 2. 7. 2001, 1 M 605/01 und weitere).

I I I .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Tettnang)

Die Frage, ob der Gerichtsvollzieher Wegegeld auch dann
ansetzen darf, wenn sie tatsächlich nicht angefallen sind, wird
von den Gerichten kontrovers entschieden. Das Amtsgericht
Tettnang vertritt nunmehr die Auffassung, dass es ich bei dem
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in Nr. 711 des Kostenverzeichnisses geregelten Wegegeld um
eine Pauschale handelt, die unabhängig davon anfällt, ob über-
haupt Kosten für einen Weg angefallen sind. Dies entnimmt
das Gericht dem Wortlaut von KV 711. Danach ist „anstelle“
der tatsächlichen Reisekosten ein Wegegeld „für zurückzule-
gende Wegstrecken“ zu zahlen. Daraus folgt, dass es auf einen
tatsächlich zurückgelegten Weg nicht ankommt, sondern dass
Wegegeld als Pauschale geschuldet ist.

I V .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Leer)

Der Gerichtsvollzieher hat für zwei Aufträge jeweils We-
gegeld (Mindestbetrag) gemäß KV 711 berechnet, obwohl der
Schuldner tatsächlich nicht aufgesucht worden ist. Die hierge-
gen gerichtete Erinnerung ist gem. § 766 ZPO zulässig, aber
nicht begründet.

Nach dem seit dem 1. Mai 2001 geltenden Gerichtsvollzie-
herkostengesetz können die tatsächlich angefallenen Reise-
kosten nicht mehr abgerechnet werden; vielmehr steht dem
Gerichtsvollzieher „für zurückzulegende Wegstrecken“ (nicht
für zurückgelegte Wegstrecken) eine Pauschale zu, die – un-
abhängig von der Zahl der tatsächlich gefahrenen Strecken –
nur einmal pro Auftrag in Ansatz gebracht werden kann.
Schon der Wortlaut von KV 711 spricht deshalb für eine We-
gegeldpauschale auch dann, wenn kein Weg zurückgelegt
worden ist. Auch Abs. 2 zu KV 711 zeigt, dass die Regelung
in Abs. 1 nicht schon von vornherein voraussetzt, dass über-
haupt ein Weg zurückgelegt worden sein muss; anderenfalls
wäre die Bestimmung in Abs. 2 Ziff. 1 unnötig.

Auch sachlich ist eine generelle Pauschale gerechtfertigt,
da der Gerichtsvollzieher, ungeachtet des tatsächlichen Ein-
satzes, Vorhaltekosten für seinen dienstlich zu nutzenden Pkw
zu erbringen hat, die auch dann anfallen, wenn der Pkw einmal
nicht genutzt wird.

Zudem reicht die Pauschale nicht aus, wenn pro Auftrag
Strecken mehrfach zurückgelegt werden müssen; nach dem
Sinn und Zweck einer Pauschale muss sie deshalb auch anfal-
len können, wenn einmal tatsächlich keine Pkw-Nutzung an-
fällt. Das ist bei der Wegegeldpauschale nicht anders zu sehen,
als bei sonstigen Pauschalen (z. B. gem. § 26 BRAGO).

Die in Ansatz gebrachten Mindestwegegeldpauschalen
sind deshalb nicht zu beanstanden.

V .  A u s  d e n  G r ü n d e n :

(AG Pirna)

Die gemäß § 766 ZPO, § 5 Abs. 2 GVKostG zulässige Er-
innerung ist unbegründet. Zu Recht hat der Gerichtsvollzieher
nach Rücknahme des Vollstreckungsauftrages auch ein Wege-
geld gemäß Nr. 711 des Kostenverzeichnisses in Ansatz ge-
bracht.

1. Nr. 711 des Kostenverzeichnisses spricht von „zurück-
zulegenden“ Wegstrecken und nicht von „zurückgelegten“
Wegstrecken. Der Gesetzgeber macht damit deutlich, dass er
nicht einen tatsächlichen Aufwand, sondern einen fiktiven
Aufwand mit der Wegstreckenentschädigung als abgegolten
ansieht.

Gemäß § 3 Abs. 4 GVKostG gilt ein Vollstreckungsauf-
trag als durchgeführt, wenn er zurückgenommen worden ist.
Der Gesetzgeber hat mit dieser Formulierung deutlich ge-
macht, dass er bei Rücknahme des Auftrages diesen nicht als
erledigt, sondern als durchgeführt ansehen lassen will. Bei der
Durchführung eines Auftrages steht dem Gerichtsvollzieher

jedoch das Wegegeld zu (vgl. hierzu auch Deutscher Bundes-
tag, 14. Wahlperiode, Drucksache 14/3432).

Geht also der Gesetzgeber bei § 3 Abs. 4 GVKostG von
der Fiktion der Durchführung aus, muss er zwangsläufig auch
bei dem Wegegeld von dem „zurückzulegenden“ Weg und
nicht von dem „zurückgelegten“ Weg sprechen, da es Letzte-
ren bei der Fiktion der Durchführung des Vollstreckungsauf-
trages nicht gibt.

Schon hieraus ergibt sich, dass der Gerichtsvollzieher zu
Recht Gebühr gemäß Nr. 711 des Kostenverzeichnisses in An-
satz gebracht hat.

2. Entgegen dem bisher geltenden Recht kann der Gerichts-
vollzieher gemäß Nr. 711 des Kostenverzeichnisses für jeden
Auftrag nur einmal die dort aufgeführten Reisekosten in An-
satz bringen, unabhängig, wie oft der Gerichtsvollzieher den
Schuldner besucht.

Der pauschale Charakter der Reisekosten wird damit in be-
sonderer Weise deutlich, da selbstverständlich bei mehreren
Besuchen des Gerichtsvollziehers beim Schuldner etwa die ge-
ringste Pauschale von 4,89 DM dem tatsächlichen Aufwand für
die Haltung eines PKW auch nicht ansatzweise gerecht wird.

Der Gerichtsvollzieher, der auf die Haltung eines PKW an-
gewiesen ist, hat Aufwendungen für Treibstoff, Steuer, Versi-
cherung und Abschreibung.

Ist aber in diesem Zusammenhang auf die „zurückzulegen-
de“ Wegstrecke abgestellt, ergibt sich, dass der Gesetzgeber
diese pauschalen Fahrzeugkosten in jedem Fall dem Gerichts-
vollzieher zubilligen wollte. Auch insoweit sind die Ausfüh-
rungen in der genannten Bundestagsdrucksache hilfreich, als
es dort heißt

„Da das Ortswegegeld bei der Durchführung desselben
Auftrages nur einmal erhoben werden soll, soll es im Ni-
veau gegenüber dem geltenden Recht etwa verdoppelt wer-
den, weil die Durchführung eines Auftrages häufig mehr
als eine Fahrt erfordert“.

Auch an dieser Stelle wird auf die Durchführung abgestellt,
die – siehe oben – bei der Rücknahme des Antrages gemäß § 3
Abs. 4 GVKostG fingiert wird.

Die genannten Ausführungen stützen damit die Auffas-
sung, dass der Gerichtsvollzieher berechtigt ist, für die Hal-
tung seines PKW’s fiktive Reisekosten abzurechnen, auch
wenn diese im Einzelfall nicht entstanden sind.

3. Die Regelung in Nr. 711 des Kostenverzeichnisses dient
auch einer allgemeinen Verwaltungsvereinfachung, beim Ge-
richtsvollzieher und einer Streitbeilegung. Nach dem bisheri-
gen Recht war es möglich, mehrfach Wegegeld in Ansatz zu
bringen, je nachdem wie oft der Gerichtsvollzieher den
Schuldner besucht hat. Dies hat oft zu Streitigkeiten über die
Notwendigkeit der einzelnen Besuche geführt, was durch die
vorliegende Regelung, die den pauschalen Betrag für jeden
Vollstreckungsauftrag nur einmal anrechenbar macht, beige-
legt ist. Auch dieser Gedanke rechtfertigt, die genannte Pau-
schale in all jenen Fällen in Ansatz zu bringen, in denen es zu
Fahrtkosten nicht gekommen ist, weil der Auftrag zurückge-
nommen wurde oder aber weil der Gerichtsvollzieher erkannt
hat, dass eine Durchführung der Zwangsvollstreckung erfolg-
los bleiben würde, was gemäß § 3 Abs. 4 Satz 3 GVKostG der
Antragsrücknahme und damit der Durchführung des Auftra-
ges gleichgestellt ist.

Aus den genannten Gründen war die Erinnerung der Gläu-
bigerin gegen den Kostenansatz des Gerichtsvollziehers zu-
rückzuweisen.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G

Gerichtsvollzieherkostengesetz

Kommentar von Dipl.-Rpfl. (FH) Bernd Winterstein, Bezirksrevisor
bei dem Amtsgericht Augsburg, 8. Ergänzungslieferung, August
2001, 374 Seiten, 49,90 DM. Verlag F. Pasterik, Kleiner Johannes 8,
91257 Pegnitz. Preis des Gesamtwerkes: 128,– DM.

Schon in seiner im März 2001 fertiggestellten 7. Ergänzungslieferung
hatte der Verfasser das am 1. Mai 2001 in Kraft getretene neue Ge-
richtsvollzieherkostengesetz erläutert, jedoch unter dem Vorbehalt der
damals noch fehlenden Durchführungsbestimmungen der Landesjus-
tizverwaltungen (vgl. DGVZ 2001, S. 80). In seiner stark erweiterten
8. Ergänzungslieferung hat Winterstein nunmehr die Durch-
führungsbestimmungen zum Gerichtsvollzieherkostengesetz (DB-
GVKostG) sowie weitere inzwischen gewonnene Erkenntnisse einge-
arbeitet. Bemerkenswert ist, dass die Aufzählung in § 3 Abs. 2 Nr. 3
GVKostG (S. 4/5) im Gegensatz zur 7. Erg.Lfg. nicht mehr als bei-
spielhaft bezeichnet wird. Bezüglich des umstrittenen Ansatzes der
Gebühr für die erfolglose Pfändung lässt Winterstein keinen Zweifel
daran, dass für die erfolgreiche Pfändung die Gebühr nach KV 205 und
für die erfolglose Pfändung (nicht erledigte Amtshandlung) die Ge-
bühr nach KV 604 anzusetzen ist. Angesichts der vielfach vertretenen
gegensätzlichen Auffassung, die auch in zahlreichen Gerichtsentschei-
dungen zum Ausdruck kommt, wäre hier allerdings eine etwas aus-
führlichere Erläuterung der Vorbemerkung zum 6. Abschnitt des Kos-
tenverzeichnisses wünschenswert, so z. B. zu der Frage, wann die
Nichterledigung von der Entschließung des Gerichtsvollziehers ab-
hängig ist, weil diese oftmals mit der Feststellung der Unpfändbarkeit
der beim Schuldner vorgefundenen Gegenstände verwechselt wird, die
jedoch keine Entschließung darstellt, sondern die gesetzlichen Pfän-
dungsverbote nach §§ 803 Abs. 2, 811 ff., 812, 865 Abs. 2 ZPO ein-
treten lässt, die der Gerichtsvollzieher von Amts wegen zu beachten
hat. Auch in der umstrittenen Frage des Ansatzes von Wegegeld nach
KV 711 GVKostG, vertritt der Kommentar eine klare Haltung. Danach
kann ein Wegegeld nur erhoben werden, wenn ein Weg zur Vornahme
einer Amtshandlung zurückgelegt wird. Er macht deutlich, dass neben
dem Wegegeld sonstige Auslagen, wie Fähr- oder Brückengelder so-
wie Aufwendungen für eine Übernachtung oder einen Mietkraftwa-
gen, nicht angesetzt werden können. In Anbetracht der in vielen Ge-
richtsentscheidungen vertretenen Ansicht, dass ein Wegegeld generell
pro Auftrag als Pauschale zu erheben sei, auch wenn kein Weg zurück-
gelegt werde, weil es nach der Gesetzesbegründung auch Nebenkosten
abgelten solle, worunter u. a. Kraftfahrzeugsteuer und Kraftfahrzeug-
versicherung verstanden werden, wäre eine etwas weitergehende Er-
läuterung angebracht gewesen, die deutlich macht, dass es sich bei die-
sen Nebenkosten, wie auch nach dem GVKostG a. F., um die genann-
ten Fähr- und Brückengelder pp. sowie um entstehende Parkgebühren
und anfallende Zehrkosten handelt, nicht aber um die Kosten der
Kraftfahrzeughaltung, die natürlich durch das Wegegeldaufkommen
ebenfalls gedeckt werden sollen und müssen, jedoch durch das gesetz-
mäßig für die tatsächlich zurückgelegten Wege zu erhebende Wege-
geld, das anzuheben ist, wenn es sich als unzureichend erweist.

Widersprochen werden muss der zu § 3 Abs. 2 Nr. 3 GVKostG (S. 5)
vertretenen Auffassung, dass insgesamt nur ein Auftrag vorliege,
wenn der Gerichtsvollzieher mit der Pfändung und der Anfertigung ei-
ner Vorpfändung beauftragt und die Vorpfändung von ihm auch erlas-
sen werde. Der (bedingte) Auftrag zur Vorpfändung ist nicht gleich-
zeitig mit dem Pfändungsauftrag erteilt, weil er erst mit Eintritt der
Bedingung, nämlich der Feststellung pfändbarer Ansprüche, als erteilt

gilt, wie der Verfasser bei der Erläuterung zu KV 200 auch selbst aus-
führt und zur Begründung dafür heranzieht, dass eine Gebühr für die
Nichterledigung der Vorpfändung nach KV 604 nicht anfällt, wenn
keine pfändbaren Ansprüche festgestellt wurden. Korrigiert hat der
Verfasser seine vorher vertretene Auffassung, dass bei Übernahme der
Vollstreckung die Gebühr nach KV 210 nicht anfalle, wenn der Auf-
trag im Zeitpunkt der Übernahme ruhe. Ebenso seine Ausführungen
zur Entstehung von Wegegeld bei der persönlichen Zustellung eines
Titels an 10 Gesamtschuldner unter KV 100–102. Bezüglich der Zu-
stellung von Pfändungs- und Überweisungsbeschlüssen ist der Ver-
fasser bei seiner Auffassung geblieben, dass die Zustellungen an Dritt-
schuldner und Schuldner nur einen Auftrag darstellen. Diese Ausle-
gung dürfte durch § 3 Abs. 2 Nr. 3 GVKostG nicht gedeckt sein, weil
diese Vorschrift den Pfändungs- und Überweisungsbeschluss nicht er-
fasst. Es liegt auch bereits gegenteilige Rechtsprechung vor, so dass
hier die weitere Entwicklung der Rechtsprechung abzuwarten ist.

Das neue GVKostG ist, wie die zahlreichen bereits vorliegenden
gegensätzlichen Gerichtsentscheidungen zeigen, nicht unkompliziert
und erfordert teilweise ein gründliches Studium des Gesetzestextes
und seiner Begründung. Winterstein hat deshalb in seinem Vorwort
zutreffend darauf hingewiesen, dass in dem Kommentar nicht eine
Lösung für alle Probleme und zur Zufriedenheit aller Beteiligter ge-
funden werden könne. Trotz einiger weniger Kritikpunkte ist es dem
Verfasser aber gelungen, für die bei der praktischen Anwendung des
neuen GVKostG auftretenden Fragen nachvollziehbare Lösungen auf-
zuzeigen, so dass der Kommentar bei der täglichen Arbeit mit Erfolg
zur Hand genommen werden kann. Er enthält neben der Kommen-
tierung den Abdruck des Gesetzestextes, die Gesetzesbegründung
(Bundestagsdrucksache Nr. 14/3432), die Durchführungsbestimmun-
gen der Landesjustizverwaltungen, relevante Auszüge aus der Kosten-
ordnung, der Justizbeitreibungsordnung, der Zivilprozessordnung, der
Rechtsanwaltsgebührenordnung und des Gerichtskostengesetzes.
Außerdem ein Fundstellenverzeichnis über insgesamt 302 Entschei-
dungs-Leitsätze und Abhandlungen zum Gerichtsvollzieherkosten-
recht, die jedoch teilweise überholt sind. Von den mittlerweile vorlie-
genden ca. 70 Entscheidungen zum neuen GVKostG sind noch keine
nachgetragen, was zeitlich auch nicht möglich gewesen wäre, da im
August d. J. noch keine veröffentlicht waren. Insgesamt handelt es
sich um ein Erläuterungswerk, das auf fast alle Fragen eine brauchbare
Antwort gibt und für die Praxis ein wirksamer Helfer ist, der zu einer
einheitlichen Anwendung des neuen Gerichtsvollzieherkostengeset-
zes beitragen kann.

Einsendung von Entscheidungen

Die Deutsche Gerichtsvollzieher-Zeitung veröffentlicht in jeder
Ausgabe Entscheidungen, die vollstreckungsrechtliche Probleme
behandeln, ist bei deren Auswahl aber auf die Entscheidungen an-
gewiesen, die ihr eingesandt werden. Leider bleiben viele Ent-
scheidungen, die auch für andere Gerichtsvollzieher von Interesse
sein könnten, unveröffentlicht, weil sie der Schriftleitung nicht ein-
gesandt wurden. Die Schriftleitung richtet deshalb an alle Leser der
DGVZ die höfliche Bitte, ihr Entscheidungen aus dem Vollstre-
ckungs-, Zustellungs- und Kostenrecht, die von allgemeinem Inte-
resse sind, zuzuleiten. Für jede veröffentlichte Entscheidung wird
dem Einsender zur Abgeltung seiner Mühe und Auslagen eine Ent-
schädigung gezahlt. Deshalb bitte auch Bankkonto angeben.

Alle Einsendungen werden erbeten an den Schriftleiter der
DGVZ:
OGV a. D. Theo Seip
Am Rosenhang 4
65549 Limburg/Lahn
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